
László Révész, Bern 

Parteipolitik, Parlamentarismus und Nationalitätenpolitik 
im liberalen Ungarn 

Die Aprilgesetze 1848 

Die Aprilgesetze von 1848 verliehen dem früheren ungarischen Stän­
destaat eine neue Verfassung nach belgischem Muster, mit parlamentari­
scher Regierungsform. Die Ziele wurden in der Vorrede zu den Gesetzen 
dargelegt: »Vereinigung der gesamten ungarischen Nation durch gleiche 
Rechte und Interessen, gesetzliche Unabhängigkeit und Selbständigkeit 
Ungarns, Regelung seiner Beziehungen zu den durch die Pragmatische 
Sanktion unlösbar mit ihm vereinigten Provinzen«1. Die Grundlage der 
neuen Ordnung war das am 15. März 1847 angenommene gemeinsame 
Programm beider Flügel der Liberalen (der »Munizipalisten« mit Kossuth 
und »Zentralisten« mit Eötvös an der Spitze), nämlich: Verantwortliche 
Regierung, Union mit Siebenbürgen, Abschaffung der Steuerfreiheit des 
Adels, politische Rechte für Nichtadlige, Gleichheit vor Gesetz, Aner­
kennung der Pragmatischen Sanktion, ohne jedoch einen Hinweis auf 
die gemeinsamen Angelegenheiten mit den übrigen Habsburgischen 
Ländern2. Die »Aprilverfassung« widerspiegelt die damalige politische 
Situation, den Kompromiß einerseits zwischen den beiden Flügeln der 
Liberalen, andererseits zwischen diesen und den Konservativen, ferner 
die große Eile, die Verfassung so rasch wie möglich zu verabschieden, 
damit das Volk die Freiheit weder den Radikalen in Pest noch dem 
Wiener Hof danke3. Sie wollte das parlamentarische System mit Mini-
stérialverwantwortung und staatsbürgerlicher Gleichberechtigung mit 
einigen Elementen des alten Staatsrechts verbinden, was am klarsten in 
der positiven Stellungnahme zu einem starken Rechtsstatus der Komitate 
zum Vorschein kommt4. 

Der König 

Die Grundlagen der künftigen Ordnung sollten — wie auf dem Papier 
auch früher — König und Parlament bilden, wobei man bemüht war, das 
Gleichgewicht jetzt zu Gunsten des Parlamentes zu verschieben und dies 
z. T. unter Berufung auf die Lehre der Heiligen Krone. Seit 1790/91 geriet 
diese Lehre immer mehr in den Mittelpunkt des politischen Lebens: die 
Krone als ein öffentlich-rechtlicher Faktor symbolisierte die territoriale 
1 S z e k f ű Der Staat Ungarn, S. 176 2 K o s á r y Kossuth Lajos, S. 346. 3 Die 1848er Gesetze »waren unerläßliche Blitzableiter gegen das im Geist 

von Millionen herangezogene Gewitter«. Vgl. Mit kell az 1848-iki történyeken 
változtam? (Was an den 1848er Gesetzen zu änderen ist?) Pest 1865, S. 4. 4 B e k s i c s : A dualizmus története, S. 54. 
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Einheit des Staates, politische Nation und König, den ganzen Staat. Die 
Souveräni tä t bzw. die in der Souveräni tä t innewohnenden Rechte besitzt 
die Krone und nicht die diese ausübenden Personen und Organe. Her r ­
schen und Regieren seien Machtbefugnisse der Krone und nicht jene des 
Königs oder der Nation allein5. Der König habe keine eigenen Rechte, da 
diese ihm von der Nation über t ragen worden seien; diese Über t ragung 
beziehe sich sogar auf die Machtbefugnisse, welche der König auch ohne 
Mitwirkung des Par lamentes ausüben konnte6 . Die Über t ragung bedeute 
nicht, daß die Nation auf diese Rechte endgültig verzichtet hätte7 . Es 
waren hauptsächlich die auswärt igen Angelegenheiten, die aufgrund einer 
Machtüber t ragung allein vom König verwal te t werden sollten8. Die sog. 
»iura reservata« stützten sich auf Art . 21 des Ga. 3/18489. 

Eine offene Frage blieb die außerordentl iche königliche Vollmacht 
(kivételes hatalom) für den Fall einer feindlichen Invasion. Ga. 22/1791 
ermächtigte den König, in diesem Falle alles zu unternehmen, was not­
wendig ist. Im Zeitalter des Dualismus wurde aber auch diese Vollmacht 
fraglich10. 

Die Über t ragung der königlichen Rechte erfolgte durch die Krönung 
und der König konnte erst nachher Treue und Gehorsam verlangen11 , 
und von seinen Rechten auch gegenüber dem Par lament Gebrauch ma­
chen12. 

Die Krönung wurde durch das Diploma Inaugurale und den Königseid 
die wichtigste Verfassungsgarantie1 3 . Der Inhal t dieses wichtigen Doku­
mentes ha t sich seit Josef I, (1705—1711) grundsätzlich nicht geänder t und 

5 E c k h a r t 1941. 
6 B a 1 o g h Az államélet főjelenségei, S. 161—171. 
7 T o m c s á n y i S. 127. 
8 D e á k S. 151. 
9 B e k s i c s S. 319. 

10 B a l o g h A magyar államjog alaptanai, S. 291. 
11 Ga. 18/1841, 3/1791, 32/1791. Der gesetzliche Thronfolger war aber nach dem 

Tod seines Vorgängers sofort der neue König, da das ungarische Recht kein 
Interregnum anerkannt hat. Vgl. M a r c z a 1 i S. 55. 
Ga. 3/1791 schloß nicht aus, daß der nichtgekrönte König die wichtigsten 
Rechte, die mit der Regierung des Landes zusammenhängen, ausüben kann. 

12 Vgl. N a g y Magyarország közjoga, S. 219. 
13 Die Krönung bestand aus dem 
1. Erlaß des Inaugural-Diploms 
2. aus der Krönungszeremonie und 
3. dem Eid auf das Inauguraldiplom. 

(Vgl. B a l o g h A magyar államjog alaptanai, S. 158). 
Ursprünglich hatte sie eine kirchliche Bedeutung und errinnerte and die Bi­
schofsweihe mit einigen Abweichungen ( M i h á l y f i S. 10—13). 
Nach einer anderen Auffassung hatte die Krönung trotz kirchlichen Charak­
ters vom Anfang an eine rein staatsrechtliche Bedeutung. (Vgl. Notter S. 24). 
Nagyvárad (Grosswardein) 1909, S. 24. 
Als Verfassungsgarantien wurden aber im allgemeinen anerkannt: 
1. Die Krönung bzw. das Inauguraldiplom und der Krönungseid 
2. Das Recht der Landesversammlung auf Annahme der Steuern (adómega­
jánlás) und auf Rekrutenstellung (újoncmegajánlás) 
3. Die Ministerialverantwortung 
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bestand aus fünf Punkten : 1. der König versprach, sich zu krönen, die 
Verfassung zu achten14, 2. die Krone im Lande zu bewahren und hü ten zu 
lassen, 3. die zurückerworbenen oder in Zukunft zurückzugewinnenden 
Gebiete ins Land einzuverleiben15, 4. nach Absterben der in der P ragma-

4. Das Recht der Munizipien, die Verfügung der Regierung über Eintreibung 
der von der Landesversammlung nicht angenommenen Steuern und die 
Ausstellung der von dieser nicht genehmigten Rekruten abzulehnen. Vor 
1868 galt auch die Autonomie der Komitate, verbunden mit dem Recht auf 
den passiven Widerstand als Verfassungsgarantie. (Ga. 33/1545 über die vis 
inertiae). Als das Verhältnis der Munizipien zur Zentralgewalt neugeregelt 
wurde — Ga. 42/1872 und 21/1886 — wurde dieses Recht nicht mehr als 
Verfassungsgarantie anerkannt. 
5. Teilnahme des Volkes an der Ausübung der Justiz durch das Schwurge­
richt (Ga. 33/1897) 
6. Richterliche Unabhängigkeit 
7. Presse- und Redefreiheit, bzw. Recht auf politische Diskussion 
8. Das Recht des Staatsbürgers auf passiven Widerstand gegenüber gesetz­
widrigen Verordnungen der Regierung, obwohl dies expressis verbis nicht 
verankert wurde 
9. Recht der Staatsbürger auf Unterbreitung von Wünschen und Beschwer­
den. 
Vgl. B a l o g h : A magyar államjog alaptanai, S. 133—135 und N a g y 

S. 143—144, 149—150 und 201—202. 
14 Wobei im Sinne des Ga. 30/1868 — Ausgleichsgesetz zwischen Ungarn und 

Kroatien — die Rechte und die territoriale Intergrität der Mitländer ge­
trennt garantiert werden mußten. 

15 Dieses Recht bedeutete jedoch nicht, daß der König sich verpflichtet hätte, 
zwecks Zurückeroberung verlorener Gebiete einen Angriffskrieg zu führen. 
(Balogh: A magyar államjog alaptanai, S. 165—166) Die öffentliche Meinung 
und sogar die Rechtsliteratur verliehen diesem Punkt eine große Bedeutung, 
denn darin sahen sie die Grundlage der Zurückgewinnung der früheren Va­
sallenstaaten Ungarns im Mittelalter: Bosnien, Serbien, Bulgarien, Kumanien 
(d. h. Rumänien), Galizien, Lodomerien. Obwohl der ungarische Staat 1878 
die Selbständigkeit der im Berliner Vertrag — Ga. 8/1879 — erwähnten Bal­
kanstaaten anerkannte, habe er »seinen historischen Anspruch auf diese 
Länder aufrechterhalten«. ( T o m c s á n y i , S. 40) Das Recht Ungarns auf 
diese Länder bestehe weiter: »Auf unser Recht haben wir zwar nicht ver­
zichtet, gegen die neue Staatsgründung erheben wir aber keinen Pro tes t . . . 
Sollte sich die heutige Lage ändern, so wird das Recht der ungarischen 
Krone vollumfänglich wiederbelebt (felelevenül)...« Lediglich in bezug auf 
Dalmatien, Galizien und Lodomerien machten einige Staatsrechtler Konzes­
sionen: »Diese haben ihre Zugehörigkeit zum österreichischen Staat anerkannt, 
sie wollen heute unter die Herrschaft der ungarischen Krone nicht zurück­
kehren.« ( B a l o g h A magyar államjog alaptanai, S. 47) Der Budapester 
Staatsrechtsprofessor, Kmety, brachte die Auffassung magyarischer Natio­
nalisten zum Ausdruck: »1868 verlangten wir Dalmatien ausgesprochen nicht 
zurück, im Ga. 12/1867 gibt es (jedoch) keinen Verzicht. Die Landesversamm­
lungen von 1791, 1807, 1825, 1840 und 1844 drängten auf die Wiedervereini­
gung von Galizien und Lodomerien. Der rechtliche Standpunkt dieser Lan­
desversammlungen wurde nicht geändert.« (Ebda, S. 156—157) Der König 
trug die Titel aller ehemaligen Länder der Stephanskrone. Dazu Art. 3 des 
Inauguraldiploms von König Franz Josef L: Eingliederung der in Zukunft 
»mit Gottes Hilfe« zurückzuerobernden Gebiete der Krone. Merkwürdig war 
der Beschluß des Ministerrats vom 2. Oktober 1915: Für den Fall, daß die 
polnischen Gebiete Österreichs infolge der Kriegshandlungen auf Kosten 
Rußlands ausgedehnt werden, sollen Dalmatien, Bosnien und Herzegowina 
in Ungarn einverleibt werden. (Vgl. B ú z á s A magyar közjog néhány prob­
lémája, S. 93.) 
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tischen Sanktion zur Erbfolge best immten Linien wird das Recht auf die 
freie Königswahl auf Ungarn und die Mit länder zurückfallen. 5. Die im 
Inauguraldiplom aufgezählten Garant ien werden von der Landesver­
sammlung angenommen und der König wird auf das Diplom vereidigt16. 

Die 1848er Verfassung err ichtete das Amt eines ständigen, dem P a r ­
lament verantwort l ichen ungarischen Ministers beim König in Wien, der 
die sich auf die Majestätsrechte stützenden königlichen Akte zu kontra­
signieren hat te , während die übrigen Verfügungen und Entscheide des 
Königs von den zuständigen Ministern bzw. vom Ministerpräsidenten 
kontrasigniert werden mußten, die dadurch die Verantwor tung vor dem 
Par lament übernahmen (Art. 21 des Ga. 3/1848)17. 

Diese damals fortschrittliche Verfassung w a r eigentlich n u r der An­
fang einer konstitutionellen Entwicklung und nicht der Schlußpunkt , wie 
viele ungarische Polit iker behaupteten; sie mußte jedoch in einigen we­
sentlichen Punkten zugunsten des Königs geänder t und zwecks genauer 
Regelung der Beziehungen zu den Habsburg-Ländern ergänzt werden. 
Im königlichen Reskript an die Landesversammlung 1865—1868 wurde die 
Änderung der 1848er Gesetze als notwendig erklärt , weil »einige Bestim­
mungen der Ga. II, III und IV von 1848 direkt gegen unsere königlichen 
Rechte verstoßen«18 . Dies wurde von der Landsversammlung auch akzep-

16 B a l o g h A magyar államjog alaptanai, S. 166. 
17 Ausführlicher: B e k s i c s S. 221—222. 
18 Art. 2 des Ga. 3/1848 machte aus dem Palatin eigentlich einen Vizekönig, 

der in Abwesenheit des Königs dessen Vollmachten übernimmt. Seine 
Person wurde für unverletzlich erklärt, wie jene des Königs. Dieses Gesetz 
verstieß gegen die Pragmatische Sanktion — Ga. 1-2/1723 —, da diese die 
Ausübung der königlichen Gewalt nur durch eine Person vorsah, die gleich­
zeitig auch in den Erbländern regiert. Art. 7—8. des Ga. 3/1848 zählten jene 
Rechte auf, welche dem König auch in Landesabwesenheit zustehen; dadurch 
wurde das Prinzip der einheitlichen königlichen Gewalt verletzt: In Dévény, 
an der Grenze, verfügt der Monarch über alle Rechte, einige km weiter 
westlich, auf österreichischem Gebiet, aber nicht. 
Weitere Unzulänglichkeiten der Aprilverfassung 1848 können in folgenden 
aufgezählt werden: 
Ga. 16-17/1848 unterließen es, Komitatsautonomie und parlamentarische 
Regierungsform in Einklang zu bringen; allerdings betonten sie den proviso­
rischen Charakter dieser Regelung. Die historischen Reminiszenzen hinderten 
das Parlament daran, die politische Zentralisation mit der Dezentralisation 
der Verwaltung auf gemeinsamen Nenner zu bringen. Historische Vorurteile 
ließen die Gesetzgeber dabei vergessen, daß die munizipale Autonomie nur 
soweit nützlich ist, bis sie den Interessen des Gesamtstaates, den Kompe­
tenzen der Zentralstellen und der politischen Einheit des Landes nicht 
widerspricht. 
Art. 34 des Ga. 3/1848 beschränkte die politischen Rechte auf die Ange­
hörigen der gesetzlich anerkannten Religionen, wodurch Juden und eventuell 
auch andere Staatsbürger des aktiven und passiven Wahlrechts beraubt 
wurden. 
Ga.19/1848 beschränkte die Lehrfreiheit eigentlich nur auf die katholische 
Universität in Pest usw. 
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tiert (Ga. 7/1867)19 und der Ausgleich zwischen König und Nation 1867 
kam in diesem Sinne zustande (Ga. 12/1867). 

Die Landesversammlung 
Das Abgeordnetenhaus 

Der Sitz der Gesetzgebung wurde von Preßburg — der alten Haupt­
stadt seit der Zeit der türkischen Eroberung — in die neue Hauptstadt, 
Pest, verlegt. Dieser Schritt hatte auch einen politischen Hintergrund: 
In Preßburg, nicht einmal 100 km von Wien entfernt, im Milieu des mei­
stens hinter Wien stehenden deutschen Bürgertums, befürchtete der Adel 
den Einfluß Wiens; andererseits rechneten die Liberalen auch mit der 
Sympathie oder sogar Unterstützung der Galerien, was für sie in Pest 
gesichert war. 

Die Abgeordneten wurden von jetzt an für die gesamte Dauer der 
Landesversammlung (bis 1885 drei, nachher fünf Jahre) gewählt (Art. 3, 
Ga. 4/1848), das Recht der Wähler zur Abberufung, ferner die Instruk­
tionen für die Abgeordneten wurden beseitigt, wodurch diese von den 
Wählern unabhängig wurden und der Theorie nach die ganze Nation 
vertraten. Der frühere Dekret-Charakter der Gesetze — alle Parlaments­
beschlüsse einer Legislaturperiode wurden vom König mit einer Einfüh­
rung und einem Schlußakt versehen und unterzeichnet, weshalb die ein­
zelnen Gesetze lediglich als Artikel eines Dekrets galten — wurde jetzt 
beseitigt (Art. 2, Ga. 4/1848). Dadurch konnte man vielen Mißbräuchen 
vorbeugen, die dadurch entstanden, daß die schon bekannt gewordenen 
Gesetze erst nach Auflösung des Parlamentes in Kraft treten konnten. 
Auch die Einführung der Wahl des Vorstandes der Abgeordnetenkammer 
— Präsident, Vizepräsident, Schriftführer — war ein wichtiger Schritt 
(Art. 8, Ga. 4/1848), da vorher das Präsidium (das »Tafelgericht«) vom 
König ernannt wurde. Eine nicht zu unterschätzende Änderung war ferner 
die Trennung der Komitate von der Gesetzgebung. Die Abgeordneten 
wurden nicht mehr von den Komitaten und königlichen Freistädten dele­
giert wie früher, sondern in den Wahlbezirken gewählt. Art. 6 des Ga. 
5/1848 teilte Ungarn auf 377 Wahlbezirke und dazu kamen noch 69 für 
Siebenbürgen, wobei ein Bezirk einen Abgeordneten wählte. Das Wahl­
recht kannte nur die direkten Wahlen, lediglich für Siebenbürgen wurde 
eine Ausnahme gestattet, wo in einigen Gemeinden das indirekte Wahl­
recht zugelassen wurde. Gab es nämlich in einer Gemeinde mindestens 100 
Haushaltungen ohne Stimmberechtigte, so durften diese je zwei, die 
kleineren hingegen je einen direkten Wähler bestimmen. Die direkten 

Der König übte die vollziehende Gewalt persönlich, aus, wodurch ein könig­
licher Statthalter in der Person des vom Parlament gewählten Palatins über­
flüssig wurde; das Recht auf die Auflösung der Landesversammlung wurde 
ihm unter der Bedingung gewährt, daß sie im gleichen Jahre und in einem 
Zeitpunkt einberufen wird, wo das Budget für das nächste Jahr noch verab­
schiedet werden kann. — Vgl. Ga. 10/1867. 
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Wähler wurden von den vollberechtigten Gemeindemitgliedern gewählt 
(Ga. 22/1886)20. 

. Allgemeine Kriterien des Wahlrechts waren: 1. ungarische Staatsan­
gehörigkeit, 2. männliches Geschlecht, 3. vollendetes 20. Lebensjahr, 4. 
Zugehörigkeit zu einer inartikulierten (bevett) Konfession, 5. unbeschol­
tenes Vorleben, 6. der Wähler durfte nicht unter einer väterlichen, vor­
mundschaftlichen oder dienstlichen Gewalt stehen. Die speziellen Krite­
rien waren: 1. Vermögens — bzw. nach 1874 Steuerzensus, 2. intellektu­
eller Zensus und 3. frühere Rechte, da die Gesetzgebung den Grundsatz 
der iura acquisita respektierte. Kriterien des passiven Wahlrechts waren: 
1. das aktive Wahlrecht, 2. das vollendete 24. Lebensjahr, 3. später wurde 
die Beherrschung der magyarischen Sprache hinzugefügt (mit Ausnahme 
der kroatischen Vertreter im Abgeordnetenhaus), 4. für Eingebürgerte 
entstand das passive Wahlrecht erst zehn Jahre nach Ablegung des Staats­
bürgerschaftseides21. 

Für die Aufstellung von Kandidaten war die Empfehlung von zehn 
Wählern des betreffenden Wahlbezirkes verlangt; die Liste der Empfehler 
mußte dem Wahlpräsidenten schriftlich spätestens eine halbe Stunde nach 
der Eröffnung der Wahl übergeben werden22. 

Während die Städter im Vergleich mit anderen Ländern eine akzep­
table Vertretung erhielten, blieb das Land, das Bauerntum, auf politischer 
Ebene weiterhin benachteiligt, infolge des Vermögens- und intelektuellen 
Zensus. Dies bezog sich besonders auf Siebenbürgen, wo der Vermögens­
zensus etwas höher und auch für Intellektuelle vorgesehen war. Auch 
der spätere Steuerzensus machte zwischen städtischer und ländlicher Be­
völkerung zu Gunsten der städtischen (16 bzw. 84 Forint) einen großen 
unterschied, was damit zusammenhing, daß die städtischen Intellektuellen 
und das städtische Bürgertum für die Regierungspartei viel leichter zu 
gewinnen waren, hauptsächlich durch die öffentliche Stimmabgabe. In 
der Zeit der Jahrhundertwende belief sich die Zahl der Stimmberech­
tigten in Ungarn auf 6,1 °/o der Bevölkerung, in Siebenbürgern nur auf 
3,2 %. Die Zahl jener Wähler, die aufgrund ihrer früheren Wahlberech­
tigung stimmten, war in Siebenbürgen größer: 1872 — 66,6 °/o aller Stimm-
berechtigten22a. 

Die Wahlen in den Jahren 1861, 1865, 1869, 1872 wurden aufgrund 
des 1848er Wahlrechts abgehalten; durch das Ga. 33/1874, das anstelle 
des Vermögens- und Einkommenszensus im wesentlichen den Steuerzen­
sus einführte, ging die Zahl der Wahlberechtigten zurück, und zwar von 
900.000 (6,8 °/o der Bevölkerung) im Jahre 1869 auf 846.000 (6,6 %> der 
Bevölkerung) nach 1875. Die späteren Wahlen wurden — mit gewisser 
Änderung durch Art. 141 des Ga. 15/1899 — aufgrund des erwähnten 
Gesetzes abgehalten. 

B0 B a l o g h A magyar államjog alaptanai, S. 188. 
" Vgl. R é v é s z Nationalitätenfrage und Wahlrecht in Ungarn, S. 97—98. 
e2 Vgl. Magyar Jogi Lexikon (Ungarisches Rechtslexikon). Budapest 1907, 

Band 6. S. 883—885. 
22a Révész Nemzetiségeink, S. 224. 
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Wahlrecht und Wahlverfahren hatten einen »Wahlterror« der Re­
gierung zur Folge, welcher 1896 unter der Ministerpräsidentschaft von 
Baron Bánffy seinen Höhepunkt erreichte, und viele Wähler daran hin­
derte, von ihrem Recht Gebrauch zu machen23. 

Der Mißbrauch an den Wahlen begann schon 1865 und langsam 
wurde er zu einer ständigen Begleiterscheinung des politischen Lebens. 
Stuhlrichter, Oberstuhlrichter und sogar Vize- und Obergespane der Ko-
mitate hielten es für ihre Pflicht, die Wahlen zu beeinflussen, auf die 
Wähler einen Druck auszuüben, sie für die Regierungspartei zu gewinnen. 
Dezső Bánffy, der spätere Ministerpräsident, richtete als Obergespan des 
Komitates Szolnok-Doboka, anläßlich der Wahlen von 1891 Zirkulare 
und Briefe an die Stuhlrichter, die Verwalter der Staatsgüter, wie sie 
die Wähler für die Regierungspartei gewinnen sollen. Auch die Opposition 
wollte die Wähler mit illegalen Mitteln beeinflussen. Zum Beispiel: Die 
primitiven Wähler dadurch gewinnen, daß sie ihnen als Beitrag zum Kauf 
einer Glocke für die Kirchgemeinde eine größere Summe Geld zukommen 
ließ. Der Stuhlrichter erfuhr dies und ließ mehrere führende Opposi­
tionelle festnehmen; gleichzeitig konnte sich aber die Regierungspartei 
praktisch alles erlauben24. Eine oft und mit Recht kritisierte gesetzwidrige 
Beeinflussung der Wähler durch die Regierung war die Verleihung von 
Auszeichnungen vor den Wahlen25. 

Viele Wähler zeigten wenig Interesse für die Wahlen; der Prozentsatz 
der Fernbleibenden war im Landesdurchschnitt im Anstieg begriffen: 
1896 — 26,3 %>, 1901 — 31,6 %>, 1905 — 32,6 °/o26. 1896 nahmen an den 
Wahlen lediglich 424.000 Wähler, d. h. 2 % der Bevölkerung teil und auf 
die gewählten Abgeordneten entfielen 260.000 Stimmen; d. h. nur 1,6 °/o 
der Bevölkerung hatten Vertretung im Parlament. Erst 1910 ist die Zahl 
der an den Wahlen Teilnehmenden auf 670.000, d. h. 3,7 °/o der Bevölke­
rung gestiegen und 2,2 °/o der Bevölkerung stimmten auf die Gewählten27. 

Auch das Majoritätsprinzip war eine große Ungerechtigkeit des 
Wahlsystems, weil die Minderheit, auch wenn sie beträchtlich war, ohne 
Vertretung blieb. Die Opposition war also im Abgeordnetenhaus nicht der 
auf sie entfallenden Stimmen entsprechend vertreten. 

Die öffentliche Stimmabgabe war für die Opposition ebenfalls sehr 
nachteilig. Ein Beispiel: Die Wähler aus der Reihe der Nationalitäten 
verwechselten oft den Vor- und Familiennamen der Kandidaten, wodurch 
ihre Stimme für ungültig erklärt werden mußte (Art. 80, Ga. 33/1874)28. 

Folgende Tabelle zeigt die rückwärtige Entwicklung der Wahlde­
mokratie29: 
23 B a 11 a A magyar országgyűlés története, S. 195. 24 R é v é s z Nemzetiségeink, S. 219. 85 Vgl. z. B. Landesarchiv (LA), Bm. ein. 1869. Fase. III. Nr. 306, Nr. 310. 

Ebda 1881. I. N. Nr. 309 usw. 26 Ausführlicher: K a t o n a Választójogi glosszák, S. 23—26. 
" H o r v á t h S. 379. 2 8 S e a t o n W a t s o n S. 133. i 9 B e é r ; K o v á c s ; S z a m e l S. 496. 

9 Ungarn-Jahrbuch 
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1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 

1848 11.2 800 7,1 _ — — 
1869 13,2 922 5,8 — — — — 
1874 lo,0 846 5,5 — — — — 
1881 13,5 821 6,0 — — — — 
1884 14,3 842 5,9 — — — — 
1887 14,6 847 5,8 — — — — 
1892 15.3 870 5,7 — — — — 
1896 15,9 890 5,6 424 2,0 260 1,6 
1901 16,8 1025 6,1 501 3,0 205 1,8 
1905 17,6 1057 6,0 492 2,8 317 1,8 
1906 18.0 1085 6,2 355 2.0 , 519 1.2 
1910 18,2 1162 6,4 670 3,7 402 2,2 

1. J a h r der Wahlen, 2. Bevölkerungszahl in Millionen, 3. Zahl der Wahl ­
berechtigten in Tausenden, 4. in Prozenten zur Bevölkerung, 5. Zahl der 
an den Wahlen tatsächlich Teilnehmenden in Tausenden, 6. in Prozenten 
zur Bevölkerung, 7. Zahl der auf die Gewählten entfallenen St immen in 
Tausenden, 8. in Prozentsatz zur Bevölkerung. 

Eine weitere Ungerechtigkeit des Wahlsystems lag in der Einteilung 
der Wahlbezirke. Siebenbürgen entsandte 74 Abgeordneten, von welchen 
51 ungarische Komitate und 15 größere Städte ver t ra ten, wo 28 % 
der Bevölkerung lebten, während die übrigen 72 °/o lediglich 30 °/o der 
Abgeordneten wählen konnte. In einigen Wahlbezirken entfiel ein Abge­
ordnetenmandat auf 50.000 bis 60.000 Einwohner, in anderen auf 4000 
bis 5000 oder noch weniger30. Die durchschnitt l iche Wählerzahl bet rug 
in den Wahlbezirken 2400, bei den Siebenbürger Sachsen aber wesent­
lich weniger. Sie ents tandten bei einen Bevölkerungszahl von 25.000 22 
Abgeordnete, während im Landesdurchschnit t auf die gleiche Bevöl­
kerungszahl n u r 6 Mandate entfielen31. 

Das in den Ga. 33/1874 und 15/1899 geregelte Wahlverfahren stützte 
sich auf die Zentralisierung der Wahlen, wobei die St immen nur am 
Sitz des Wahlbezirkes abgegeben werden konnten. Die vom Sitz des Wahl­
bezirkes entfernt wohnenden Wähler mußten mehrere Tage verlieren, 
wenn sie von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen wollten und die Gesetz­
gebung mußte den Wählern erlauben, daß sie auf Kosten der Kandidaten 
— getrennt nach politischer Zugehörigkeit — in geschlossenen, großen 
Wagenkolonnen zum Abstimmungsort t ransport iert , von dort zurückge­
bracht, und unterwegs mit Lebensmitteln und trotz Verbot mit Alkohol 
versorgt werden. Dieses vom ständischen Zeitalter s tammende Über­
bleibsel war Zielscheibe der Angriffe der Rechtsgelehrten und opposi­
tionellen Politiker, weil es mit Korrupt ion verbunden war32. Nicht zuletzt 

80 R é v é s z , Nemzetiségeink. 
31 M a r c z a 1 i S. 90—91. 
32 Ausführlicher: R é v é s z Nationalitätenfrage und Wahlrecht, S. 105—109. 
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wegen der großen Ausgaben bei den Wahlen wurde die Legislaturperiode 
durch den Ga. 1/1885 (Art. 3—5) von drei auf fünf J a h r e erhöht. 

Auch die Zusammenstel lung der Wählerlisten w a r oft mit Miß­
bräuchen verbunden. Diese Listen mußten jährl ich korr igier t werden. 
Der diese Arbeit leistende Ausschuß reiste nicht von Ortschaft zu Ort­
schaft, sondern er erfüllte seine Aufgaben meistens in einem etwas 
zentraler gelegenen Ort und die Wähler mußten auf einem vom Ausschuß 
best immten Tag dort erscheinen, um ihre Wahlberechtigung unter Beweis 
zu stellen. Hier spielte die Entfernung ebenfalls eine große Rolle und 
viele Bürger, die sonst allen Kri ter ien des Vermögens (bzw. Steuer-) 
zensus und dem intellektuellen Zensus Genüge leisteten, nahmen sich die 
Mühe nicht, eine lange Reise anzutreten. Andererseits brachten die 
Wähler von niedrigerer Intelligenz oder jene, die an der Ausübung der 
politischen Rechte weniger interessiert waren, oft nicht alle Dokumente 
mit, weshalb sie vom Ausschuß abgelehnt wurden. Die Steuerbehörde 
spielte dabei eine einseitige Rolle, da sie oppositionell gesinnten Bürgern 
die Bestätigung, daß sie keine Steuerschulden hatten, nicht erteilte. Wie 
man aus den Peti t ionen gegen die Wahlen sowie aus den Berufungen 
gegen den Entscheid des Wahlausschusses erfährt, verlangte dieser von 
den Wählern der Regierungspartei oft keine Dokumente für den Nachweis 
ihrer Wahlberechtigung3 3 . 

Viele Mißbräuche ents tanden auch dadurch, daß die Wählerliste trotz 
gesetzlicher Best immung nicht angeschlagen wurde, weshalb die ihres 
Wahlrechts Beraubten keine Berufung einlegten. Solange in solchen Fragen 
das letzte Forum das Komita t war, w a r es auch sonst schwierig, eine 
Berichtigung zu erringen. Erst nachdem der Ga. 15/1899 in solchen Ange­
legenheiten als letzte Berufungsinstanz die Kuria (das oberste Gericht) 
bestimmte, wurden einige Beschwerden positiv erledigt34. 

Bei der St immabgabe handel te der Wahlpräsident meistens im Inte­
resse der Regierungspartei . Er zählte — trotz gesetzlicher Best immungen 
•— zuerst jene Stimmen, die für die Regierungspartei waren und die 
Opposition ließ er oft so lange im Freien war ten, bis ein Teil nach 
Hause ging35. 

Die Parteizugehörigkeit konnte man leicht feststellen, da die einzelnen 
Ortschaften in der Regel geschlossen für die eine oder andere Par te i 
waren. Außerdem war es eine verbrei tete Praxis , daß die Wähler mit 
Parteiabzeichen aufmarschierten. 

Auch im Zusammenhang mit der Möglichkeit einer Wahl durch 
Akklamation — wie im ständischen Zeitalter — entstanden viele Miß­
bräuche. Das Wahlverfahren erlaubte eine solche Wahl, wenn mindestens 
zehn Anwesende die individuelle Abst immung nicht verlangten. Wenn 

63 Es geschah ausnahmsweise, daß der Gemeindeschreiber das Grundbuchpro­
tokoll den Antragsstellern nicht ausstellte, damit diese ihre Wahlberechti­
gung nicht beweisen konnten. LA, Országgyűlési Iratok 1961, Fase. III. Nr. 46. 

34 LA, Kúriai Iratok, V. 1910/2. 
35 LA, Országgyűlési Iratok, 1861, Fase. III. Nr. 34 in Belényes, oder Fase. III. 

Nr. 45 in Lippa, Fase. III. Nr. 46 usw. 

9* 
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es nur einen Kandidaten gab — im Moment der Eröffnung der Wahl bzw. 
innerhalb einer halben Stunde nachher — so wurde dieser als gewählt 
erklärt. Ist während des Wahlverfahrens einer der Kandidaten zurück­
getreten, so mußte der andere als gewählt erklärt werden. (Art. 81 des Ga. 
33/1874.) Erhielten zwei Kandidaten die gleiche Stimmenzahl, so wurde 
ein neuer Wahltermin festgestellt; falls unter mehreren Kandidaten 
keiner die absolute Mehrheit erhielt, mußte zwischen den beiden, die 
die größte Stimmenzahl auf sich vereinigten, vom Zentralausschuß des 
Komitates ein neuer Wahltermin ausgeschrieben werden. 

Wegen zahlreicher Mißbräuche wurden der Präsident des Zentralaus­
schusses und der Vorsitzende des Ausschusses für Stimmenzählung ermäch­
tigt, Brachialgewalt (Gendarmerie oder Militärs) in Anspruch zu nehmen 
(Art. 154, Ga. 15/1889). 

Die Wahlgerichtsbarkeit 

Im Sinne des Ga. 5/1848 hatten die vom Abgeordnetenhaus gewählten 
Ausschüsse die Wahlgerichtsbarkeit inne. Da aber die Wahlgerichtsbar­
keit der Landesversammlung infolge des großen Übergewichtes der Regie­
rungspartei die Opposition nicht befriedigte, verlangte diese schon vom 
Anfang der 70er Jahre an, diese Gerichtsbarkeit einem unabhängigen 
und unparteiischen Forum, der Kuria, zu übertragen. Art. 89 des Ga. 
33/1874 ordnete an, daß über die Gültigkeit der angefochtenen Wahl 
die Kuria zu entscheiden habe, — aber entsprechend einem, später zu 
erlassenden Gesetz. Bis jedoch dieses Gesetz verabschiedet wird, soll die 
Landesversammlung die Gerichtsbarkeit auch weiterhin ausüben. Ungarn 
mußte 25 Jahre warten, bis das Gesetz zustandekam. Insgesamt wurden 
fünf Gesetzesentwürfe über die Wahlgerichtsbarkeit der Kuria einge­
reicht; in zwei Fällen wurde der Entwurf von der Mehrheit der Abge­
ordneten abgelehnt, in einem Fall tat dies das Oberhaus, einmal blieb 
die Diskussion infolge der Auflösung des Abgeordnetenhauses aus. 

Das Gesetz — Ga. 15/1899 — war jedoch eher ein Fehlschlag als ein 
Erfolg, es konnte die Mißbräuche weder verhindern noch entsprechend 
bestrafen. Art. 3 des Ga. 15/1899 zählte jene Fälle taxativ auf, in welchen 
die Entscheidung über die Ungültigkeit der Wahl die Kuria zu entscheiden 
hatte. In allen übrigen Fällen blieb die Wahlgerichtsbarkeit beim Abge­
ordnetenhaus. (Art. 10) Die im Art. 3 aufgezählten 26 Punkte über die 
Ungültigkeitsgründe, bei welchen die Kurie zuständig war, lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 

1. der gewählte Abgeordnete hatte angeblich kein passives Wahlrecht, 
2. die Wähler konnten nicht aus freiem Entscheid handeln, sie wurden 

beeinflußt oder gehindert, 
3. das Wahl verfahren widersprach den im Gesetz vorgesehenen Be­

stimmungen. 
Wurde die Beeinflussung der Wähler vom Abgeordneten selbst oder 

mit seinem Wissen von einem seiner Anhängern begangen (Art. 3, lit. 



PARLAMENTARISMUS IM LIBERALEN UNGARN 133 

2—9), so ents tand eine unbedingte Ungültigkeit: bedingt w a r die Ungült ig­
keit, wenn die Hinderung bzw. die Beeinflussung der Wähler von einer 
dr i t ten Person praktiziert wurde , ohne Wissen des Abgeordneten. Im letzten 
Fall mußte die Wahl ungült ig erk lär t werden, es sei denn, daß der Abge­
ordnete auch nach Abzug der beeinflußten St immen gewählt worden 
wäre . Ein wei terer Grund für die unbedingte Ungültigkeit der Wahl war , 
wenn der Wahlpräsident seinen Pflichten, die freie Stimmabgabe, sowie 
Ruhe und Ordnung zu garant ieren (lit. 16), nicht nachkam, oder andere 
Unregelmäßigkeiten beging. In den übrigen Fällen behandelte die Fälle 
das Abgeordnetenhaus3 6 . 

Die Gerichtsbarkeit der Kur ia t r a t nach der Legislaturperiode 1896 
bis 1901 für acht J a h r e in Kraft, sie wurde jedoch 1909 weiter in Kraft 
behalten. 

Hat te die Kur ia die Wahl als ungült ig erklärt , so muß te das Abgeord­
netenhaus eine neue Wahl anordnen. Falls die Kur ia feststellte, daß die 
Mehrheit der gültigen St immen auf den nichtgewählten Kandidaten ent­
fiel, so durfte das Haus dieses Urtei l nicht überprüfen, sondern den im 
Urteil als gewählt erklär ten Abgeordneten bedingt gutheißen. In diesem 
Falle konnte die andere Par te i nämlich innerhalb von 15 Tagen eine 
Beschwerde unterbrei ten, die von der zuständigen Hauskommission be -
handet werden mußte. (Art. 135, Ga. 15/1899 und Art . 112 der 1901 gült i­
gen Hausordnung). 

Die 1899er Regelung weist mehrere Unklarhei ten und Lücken auf, 
wie z .B . : 1. eine Unterscheidung zwischen »Fütterung-Tränkung« und 

Die wichtigsten Ungültigkeitsgründe von den insgesamt 26 sind folgende: 
1. Der Gewählte hatte kein passives Wahlrecht, weshalb er nicht hätte 
gewählt werden können. 
2. Der Gewählte gab den Wählern bzw. mit deren Wissen ihren Ange­
hörigen Geld oder Geschenke, unter der Bedingung, daß Wähler für ihn 
stimmen oder für den anderen Kandidaten nicht stimmen werden. 
3. Die im Punkt 2 angeführte Bestechung wurde nicht vom Gewählten, son­
dern mit seinem Wissen von einer anderen Person begangen. Ein Ungültig­
keitsgrund war, wenn der gewählte Abgeordnete den Wähler oder dessen 
Angehörige mit Entzug eines materiellen Vorteils bedrohte, den dieser 
rechtmäßig besaß. Die Wahl wurde in diesem Falle auch dann ungültig, 
wenn diese Handlung nicht vom Abgeordneten persönlich begangen wurde, 
aber er hatte Kenntnis von ihr. 
4. Der Abgeordnete hinderte die Wähler mit Gewalt oder Androhung von 
Gewalt in der freien Ausübung des Wahlrechts oder er war mit einem 
solchen Vorgehen einverstanden. 
5. Der Abgeordnete zwang durch seine Amtshandlungen in einer öffentlichen 
Dienststelle eine dritte Person, für ihn zu stimmen. 
6. Der Abgeordnete »fütterte und tränkte« die Wähler zwischen der Fest­
legung des Wahltermins und dem Wahlakt, oder er erklärte sich damit für 
einverstanden. Falls jedoch nur eine »Bewirtung« von Wahlbürgern festge­
stellt werden konnte, so lag kein Ungültigkeitsgrund vor. 
7. Der Abgeordnete rief innerhalb von drei Monaten vor den Wahlen öffent­
lich zur Begehung von Delikten oder zum Ungehorsam gegenüber den Ge­
setzen und den Verordnungen (Verfügungen) der Behörden auf. 
8. Der Abgeordnete beging in der im Punkt 7 angeführten Weise, also öffent­
lich, Aufwiegelung gegen eine Klasse, Nationalität oder Konfession, gegen 
die Integrität und Einheit des Staates, die politische Einheit der Nation, 
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einer »Bewirtung« der Wähler vor der Wahl w a r kaum möglich, aber 
abhängig davon war die Wahl gültig oder ungültig. 2. Die Möglichkeit 
des Abzuges der ungült igen St immen bzw. der Addierung mancher 
St immen zu den auf den anderen Kandidaten entfallenen, gab ebenfalls 
Anlaß zu verschiedenen Machenschaften. Der Wahlbürger , der st immen 
wollte, daran aber gehindert wurde, mußte nachträglich erklären, auf 
welchen Kandidaten er s t immen wollte. (Art. 160, Ga. 15/1899). 3. Die 
Unterscheidung der Fälle, welche zur Zuständigkeit der Kur ia bzw. des 
Abgeordnetenhauses gehörten, wa r unklar . Als allgemeine Regel galt: 
Die Fälle, in welchen der Mißbrauch wohl nachweisbar war, seine Folgen 
aber nicht in Zahlen ausgedrückt werden konnten, blieben der Kur ia 
vorbehalten. 

Wenn die Gerichtsbarkeit des Abgeordnetenhauses nach 1901 auch 
nur ausnahmsweise praktiziert wurde3 7 , wa r selbst die Aufrechterhal tung 
der Möglichkeit einer rein politischen Gerichtsbarkeit ein großes Nega-
t ivum. 

Die Kur ia behandel te die einzelnen Angelegenheiten äußerst langsam. 
Die letzten Peti t ionen nach den Wahlen von 1910 wurden erst zwei J ah re 
später behandelt . Dadurch verlor das Urteil vieles an seiner moral i ­
schen Wirkung. Die Kur ia wies die Peti t ionen von 1910 ausnahmslos 
zurück, da das Gesetz eine Vereinbarung zwischen dem gewählten und 
nichtgewählten Kandidaten über den Rücktr i t t des ersten ermöglichte. 
Fühl te sich der Gewähl te durch das Urteil der Kur ia bedroht, so verein­
barte er sich mit seinem Gegner über den Rücktr i t t und eine materiel le 

sowie gegen die Institution von Eigentum und Ehe; auch ein Aufruf zur 
Verteilung des öffentlichen oder des Privateigentums galt als Ungültigkeits­
grund. 
9. Der Mißbrauch der Kirche und Religion durch den Abgeordneten: Er 
bedrohte zwecks Beeinflussung der Wahlen, in der Kirche, in einer kirchlichen 
Versammlung jene Wähler, die nicht für ihn stimmen wollten, mit der Strafe 
Gottes oder einer Strafe im Jenseits usw. 
10. Bedingte Ungültigkeit: wenn die in den Punkten 2, 4, 6 und 9 aufge­
zählten Handlungen von einer andern Person ohne Beteiligung oder Zu­
stimmung des Abgeordneten begangen wurden. In diesem Falle mußten bei 
der endgültigen Zählung der Stimmen die ungültigen sowie jene, welche unter 
dem Einfluß der angeführten Handlungen für die Abgeordneten abgegeben 
wurden, abgezogen werden. Hingegen mußten den auf den nichtgewählten 
Kandidaten abgegebenen Stimmen jene zugezählt werden, welche gesetz­
widrig als ungültig erklärt und auf den nichtgewählten Kandidaten abgegeben 
worden wären, falls die Wähler frei hätten stimmen können. 
11. Ungültig bzw. anfechtbar war die Wahl, wenn 
a) ein öffentlicher Beamter einem Wähler, der ihm untergeordnet war, eine 
Anordnung in bezug auf die Stimmabgabe erteilte, oder wenn er einen 
Wähler durch Amtsmißbrauch zwang, für einen gewissen Kandidaten zu 
stimmen oder sich der Stimme zu enthalten, 
b) Gendarmerie, Polizei oder militärische Einheit nicht zur Aufrechterhal­
tung der Ordnung eingesetzt wurden, sondern zum Transport der Wähler, 
damit diese am Wahlort rechtzeitig erscheinen oder nicht erscheinen können, 
c) die Wähler zwecks Beeinflussung der Wahlergebnisse in einem bestimmten 
Ort festgehalten worden sind. 

37 M a r c z a 1 i S. 96. 
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Entschädigung. Die Petition wurde zurückgezogen und die Kuria stellte 
in diesem Falle das Verfahren ein. 

Das Gesetz gab dem durch Wahlbetrug gewählten Abgeordneten 
sogar die Möglichkeit, im Falle der Anfechtung seines Mandates auf 
dieses einseitig zu verzichten. In diesem Falle mußten die hohen Kosten 
des Gerichtsverfahrens jene tragen, die die Petition einreichten. Der Ge­
genkandidat konnte also im Recht sein, er wurde als gewählt erklärt, 
doch ging er manchmal infolge der hohen Gerichtskosten finanziell zu­
grunde. 

Für die Wahlgerichtsbarkeit des Abgeordnetenhauses war die Haus­
ordnung maßgebend (Art. 10 und 133). 

Das Abgeordnetenhaus bildete bei seiner Konstituierung neun Justiz­
kommissionen durch geheime Stimmabgabe. Die Hausordnung enthielt 
viele wichtige Bestimmungen über die Wahlgerichtsbarkeit (des weiteren 
wird auf die 1901 gültige Hausordnung bezug genommen): 

Beschwerden gegen eine Wahl konnten nur von den Wählern des be­
treffenden Wahlbezirkes unterbreitet werden (Art. 52). Die formellen 
Kriterien der Bechwerde waren: Unterzeichnung von mindestens zehn 
Wählern, die von einem Notar beglaubigt wurde, Deponierung von 3000 
Kronen für Verfahrenskosten, die Beschwerde mußte ungarisch verfaßt 
und die nicht ungarisch ausgestellten Dokumente mußten in beglaubigter 
ungarischer Übersetzung ebenfalls eingereicht werden. (Art. 53) Die 
letzten zwei Forderungen waren in den früheren Hausordnung noch nicht 
enthalten, was ein Zeichen für den zunehmenden Nationalismus im Ab­
geordnetenhaus war. 

Die zuständige Kommission des Abgeordnetenhauses setzte einen 
Verhandlungstermin fest. An der Verhandlung durften beide Parteien 
zweimal das Wort ergreifen (Art. 62), damit diese nicht in die Länge 
gezogen wurde. Die die Beschwerde unterbreitenden Wahlbürger 
wohnten der Verhandlung nicht bei, sondern sie mußten zwei Bevoll­
mächtigte ernennen; auch der angefochtene Abgeordnete mußte sich nicht 
persönlich, sondern durch eine ähnliche Zahl von Bevollmächtigten ver­
teidigen. Er konnte auf die Verteidigung auch verzichten, was im Hinblick 
auf die Verfahrenskosten von großer Wichtigkeit war. Wurde nämlich 
die Wahl für ungültig erklärt, so wurden die Verfahrenskosten wie folgt 
verteilt: 

a) Sie mußten vom Abgeordneten getragen werden, es sei denn, er 
hat auf die Verteidigung verzichtet, 

b) sie mußten von den für die Verteidigung der Wahl eingetretenen 
Wähler übernommen werden. 

c) Falls niemand zur Tragung der Verfahrenskosten verpflichtet 
werden konnte, mußten sie von jenen übernommen werden, deren Schuld 
die Ungültigkeit der Wahl zur Folge hatte. Aufgrund dieses Punktes 
konnte auch der Abgeordnete verpflichtet werden, auch dann wenn er 
auf die Verteidigung verzichtete. 

Eine Untersuchung in der zu behandelnden Angelegenheit war obli­
gatorisch, wenn es sich um Bestechung oder gesetzwidrigen Eingriff von 
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öffentlichen Beamten handelte. Die Kommissionssitzung w a r öffentlich, 
die Bera tung und Entscheidung erfolgte aber hinter verschlossenen Türen. 

Im Sinne des Art . 71 der Hausordnung mußte die Wahl als ungült ig 
erklär t werden, wenn 

a) schwerwiegende Gesetzwidrigkeiten oder Unterlassungen festge­
stellt wurden, die auf den Wahlerfolg einen entscheidenden Einfluß 
ausübten, 

b) die Gewalt tät igkeiten oder Drohungen eine solche Angst hervor­
riefen, daß ein zahlenmäßig nicht feststellbarer Teil der Wähler vom 
Wahlrecht keinen Gebrauch machen konnte, wodurch das Wahlresul ta t 
entscheidend beeinflußt wurde . 

Jeder Abgeordnete ha t te das Recht, gegen einen andern Einwände zu 
erheben, wenn dieser das passive Wahlrecht nicht besaß. Die Kommis­
sion behandel te dies in einem ähnlichen Verfahren wie die Beschwerden; 
der die Einwände erhebende Abgeordnete mußte die Verfahrenskosten 
bei Ablehnung n u r dann tragen, wenn die Kommission eine beabsichtigte 
Belästigung feststellte (Art. 99). 

Die Justizkommissionen entschieden endgültig, ihr Urteil konnte vom 
Abgeordneten nicht angefochten werden. Eine Ausnahme bestand, wenn 
ein Kommissionsverfahren die Hausordnung verletzte. 

Das Abgeordnetenhaus ha t also die ihm durch Art . 47 des Ga. 5/1848 
gewähr te Wahlgerichtsbarkei t auf die Kommissionen übertragen3 8 . Nur 
in dem Falle wurde das letzte Wort der Plenarsi tzung des Abgeordneten­
hauses vorbehalten, wenn es sich u m den Entzug des Rechts eines Wahl­
bezirkes auf die Entsendung eines Abgeordneten für eine Legislaturpe­
riode handelte. Art . 15 des Ga. 15/1899 ermächtigte nämlich das Abge­
ordnetenhaus, bei schwerwiegenden Rechtsverletzungen das Recht des 
Wahlbezirkes auf die Wahl eines Abgeordneten für eine Legislaturpe­
riode zu suspendieren39 . 

Der wichtigste Mangel der Wahlgerichtsbarkei t des Abgeordneten­
hauses bestand darin, daß die Verhandlungen trotz Best immungen der 

88 B ú z a S. 69. 
39 Art. 15 und folgende Artikel der Hausordnung regelten dieses Verfahren 

wie folgt: War das Abgeordnetenhaus aufgrund des Berichtes der Kurie oder 
der Kommission der Auffassung, es sei bei der als ungültig erklärten Wahl 
zu einer weit verbreiteten Tränkung und Fütterung der Wähler gekommen, 
so mußte der Hausvorsitzende das Urteil der Kuria bzw. der Kommission 
zur Prüfung und Berichterstattung einer ständigen Kommission für die 
Mandatsprüfung zuteilen. Diese nahm zur Frage Stellung, ob es eine 
Untersuchung notwendig sei oder nicht. Im ersten Fall beschloß das Abge­
ordnetenhaus die Delegierung einer dreiköpfigen Untersuchungskommission; 
die Kommissionsmitglieder wurden vereidigt und über die Resultate ihrer 
Untersuchung mußten sie dem Abgeordnetenhaus Bericht erstatten. Zur 
Prüfung dieses Berichtes wurde anschließend auf der Plenarsitzung des Hauses 
eine aus elf Mitgliedern bestehende Sonderkommission unter dem Präsi­
dium des Hauspräsidenten aus den Mitgliedern der neun Justizkommissionen 
ausgewählt. Der Beschlußentwurf dieser Kommission über die Suspendie­
rung des Rechts eines Wahlbezirkes wurde erneut in der Plenarsitzung 
behandelt. — Art. 115 ff. 
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Hausordnung hinter verschlossenen Türen verliefen; ferner fand man in 
den Kommissionen nu r ausnahmsweise einige Oppositionelle, weshalb 
diese zu dieser Gerichtsbarkeit wenig Ver t rauen hat ten. 

Das Funktionieren des Abgeordnetenhauses 

Nicht n u r das Wahlrecht, das Wahlverfahren und die Wahlgerichts­
barkei t s tanden einer gesunden politischen Entwicklung im Wege, sondern 
auch der ganze Mechanismus des Funktionierens der Landesversammlung. 
Die Hausordnung machte es einer kleinen Minderheit des Abgeordneten­
hauses möglich, eine erfolgreich gesetzgeberische Arbeit mit Hilfe vera l ­
te ter Best immungen zu verhindern. Die Hausordnung bildete die Grund­
lage einer falsch aufgefaßten Par lamentsdemokrat ie . 

Die erste Hausordnung wurde von der Landesversammlung 1790/91 
(am 15. Jul i 1790) angenommen, 1848 übernahm die Landesversammlung 
den französischen Typ der Hausordnung: das Par lament verabschiedete 
die eigene Hausordnung aufgrund einer gesetzlichen Vollmacht, wobei das 
Gesetz neben einigen Details, nu r Grundzüge enthielt. Art . 10 und 15. 
des Ga. 4/1848 gewähr ten beiden Kammern das Recht, eine eigene Haus­
ordnung zu erlassen, worauf beide Kammern ihre eigene provisorische 
Hausordnung verabschiedeten40 , welche in den Legislaturperioden 1861, 
1865—68 restlos galten, die wichtigsten Best immungen blieben sogar ein 
halbes J ah rhunde r t in Kraft41. Die Best immungen über die innere S t ruk­
tu r beider Kammern und die Bera tungsordnung wurden nach französisch­
belgischem Muster erarbeitet42 . 

Die Hausordnung garant ie r te nicht nu r die Rechte der Minderheit, 
sondern sie bot dieser durch ihre Lücken die Möglichkeit zur Störung 
der gesetzgeberischen Arbeit : die Verhandlungen wurden in die Länge 
gezogen und die Beschlußfassung durch die Obstruktion vereitelt . Die 

40 Die Einzelheiten siehe: P a p S. 19—24; 95—97. 
41 Wichtigere Details dieses Réglementes waren folgende: 

Die Vorbereitung der Sitzungen und der Diskussion auf der Plenarsitzung 
erfolgte in neun Sektionen (osztály) und Kommissionen, in welche die Abge­
ordneten des Hauses durch Los eingeteilt worden sind. Die Gesetzesentwürfe 
und die Anträge wurden in den neun Sektionen getrennt behandelt und ihre 
Stellungnahmen wurden dem sog. Zentralausschuß unterbreitet, welcher aus 
den Referenten der neun Sektionen bestand. Für die Behandlung der an 
das Abgeordnetenhaus gerichteten Gesuche bildete dieses einen Ausschuß 
(kérvényi bizottság) mit 15 Mitgliedern. Die als Beweis dienenden Wahlpro­
tokolle der Abgeordneten wurden durch Auslosung unter den neun Sektionen 
verteilt, welche die formelle Gültigkeit des Protokolls zu prüfen hatten. Die 
Sektionen waren also gleichzeitig Kommisionen für die Mandatsprüfung. 
Diese Bestimmungen behielten im Wesentlichen ihre Gültigkeit während 
der ganzen Periode des Dualismus; die Sektionen als Vorbereitungsorgane 
wurden jedoch immer mehr durch Fachkommissionen ersetzt. 
Die 1848er Hausordnung wurde 1874, 1875, 1887, 1889, 1908 und 1912 in einigen 
Details geändert und 1913 einigermaßen umgearbeitet. 

42 B ú z a S. 8. 
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tatsächlich züggellosse Freiheit führte einige Male beinahe zum Zusam­
menbruch des Parlamentarismus. 

Schon 1848 gab es Stimmen für eine größere Ordnung und Disziplin, 
durch eine strikte Regelung der Dauer der Debatten. Ferenc Deák ver­
langte jedoch die vollkommene Freiheit: Es könnten ja Zeiten kommen, 
meine er, in welchen eine servile Majorität die Rechte der Nation preis­
gibt. Gegen diese Eventualität müsse man die Möglichkeit eines Wider­
standes durch den Schutz der Minderheitenrechte garantieren. Die der 
Opposition gewährte Möglichkeit, die Gesetzesentwürfe und alle Anträge 
der Regierung »totzureden«, führte die Landesversammlung bald in eine 
Sackgasse. Die sog. Obstruktion kam hauptsächlich in folgenden Miß­
bräuchen zum Ausdruck: Viele Abgeordnete der Opposition baten um 
Wort und hielten lange Reden ohne Inhalt, nur um Zeit zu gewinnen; sie 
nahmen alle in der Hausordnung gewährten Möglichkeiten in Anspruch, 
um zu sprechen: Reden vor der Tagesordnung, zur Tagesordnung, Dring­
lichkeitsanträge, namentliche Zusammenzählung der Anwesenden zwecks 
Feststellung der Beschlußfähigkeit, Diskussion über Interpellationen bzw. 
über die Antworten auf sie usw. Ein Mittel gegen diese Taktik konnte 
nur die »cloture« sein, die im englischen Parlament 1882, im ungarischen 
erst im 20. Jahrhundert eingeführt wurde. Dies bedeutete die Beendingung 
der Diskussion durch eine einfache Abstimmung, sowie die vorherige 
Feststellung der genauen Dauer der Erörterung der Tagesordnung sowie 
anderer Fragen. 

Die wichtigsten Obstruktionen waren: 1872 wegen Regierungsvorla­
gen über Wahlrechtsreform, 1898 gegen den Ministerpräsidenten Bánffy, 
1903 wegen der Frage der Landeswehr. Die Tisza-Regierung wurde 1889 
durch eine Obstruktion gegen die Wehrvorlage geschwächt, die staat­
liche Administration wurde 1901 durch die Obstruktion lahmgelegt. 1897 
richtete sich die Obstruktion gegen den Gesetzentwurf über die 
Schwurgerichte, 1898 gegen den Vorschlag von Tisza, die Regierung solle 
Vollmachten erhalten, Steuern einzuziehen und Ausgaben im Rahmen des 
vorangehenden Budgets vorzunehmen. 1889 machte die Opposition von der 
technischen Obstruktion Gebrauch: Bei der Beglaubigung der Protokolle 
meldeten sich Redner praktisch zu jedem Wort pro und contra und ver­
langten ständig Abstimmungen mit Namensaufruf. Die Zeit verging mit 
lauter Abstimmungen. 1903 fiel die Rekrutierung aus. Die Obstruktionen 
dauerten meistens mehrere Monate. 

Es gab keine Angelegenheit, in welcher eine qualifizierte Majorität 
für die Beschlußfassung erforderlich gewesen wäre. Bei den wichtigsten 
Gesetzen, wie auch bei Form — und Stilfragen entschied eine einfache 
Mehrheit. Die Sitzungen begannen mit der Verlesung des Protokolls der 
vorigen Sitzung, die dann durch Diskussion modifiziert werden konnte. 
Schon bei diesem Punkt ergriff die Opposition die Möglichkeit, durch 
unendliche Reden die Arbeit des Hauses zum Scheitern zu bringen, bis 
dann 1899 die Rednerzahl auf vier beschränkt wurde. Die Tagesordnung 
wurde auf Antrag des Präsidenten nach 1899 ebenfalls nach dem An­
hören von vier Rednern mit Abstimmung beschlossen. 
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Parlamentsmitgl ieder , die sprechen wollten, mußten sich in offener 
Sitzung bei den Schriftführern vormerken lassen. So lange die Redner 
pro und contra in gleicher Zahl waren, wurden sie abwechselnd aufge­
rufen. Sowohl bei der allgemeinen Diskussion über einen Gesetzesentwurf 
(erste Lesung) als auch bei der detaill ierten Debatte zu den einzelnen Pa ra ­
graphen (zweite Lesung) durfte jeder nu r einmal zur Sache sprechen. 
Am Schluß der Debatte wurde jedoch den Referenten der Kommissionen 
und dem Referenten des Minoritätsvotums oder dem Init ianten eines Ge­
genantrages ein Schlußwort zugestanden. In folgenden Fällen hat te jeder 
Abgehordnete die Möglichkeit, um Wort zu bit ten: wenn er persönlich 
angegriffen wurde , zur Erk lä rung seiner mißvers tandenen Worte, zur 
Anwendung einzelner Paragraphen der Hausordnung, schließlich um 
einen Ant rag zurückzunehmen. Es war verboten, die Rede zu lesen. 

Die wenigen Bestimmungen, die das Recht des Präsidenten etwas 
erweiter ten und jene des Redners wenigstens in einigen Punkten ein­
schränkten, wurden erst 1899 in die Hausordnung aufgenommen43 . 

Eine gewisse Verschärfung der Hausordnung wurde 1904 beschlossen, 
damit die Opposition die Rekrut ierung nicht verhinderte , aber auch diese 
wurde durch Verletzung der Hausordnung angenommen4 4 . Die Revision 
beschränkte die Zahl der Redner bei der Budgetdebat te oder der Indem­
ni tä t für 1905 und der Rekrutenstel lung für das J a h r 1905 auf je zwei 
bei jedem Entwurf; auf Ant rag von 50 Abgeordneten konnte sogar die so­
fortige Abst immung angeordnet werden4 5 . 

Die Änderungen wurden aber 1905 außer Kraft gesetzt, was das Land 
in eine revolutionsähnliche Situation brachte. Sie führte zur gesetzwid­
rigen Auflösung des Par lamentes vor der Verabschiedung des Budgets 
und zum Sturz der Regierung. 1907 führten die Abgeordneten der Natio­
nal i tä tenparteien eine Obstruktion gegen den Entwurf des Volksschulge­
setzes durch, im Sommer desselben Jahres die kroatischen Abgeordneten 
gegen die Dienstordnung bei den Eisenbahnen, im Herbst 1907 organisier­
ten sie eine technische Obstruktion, indem sie zur Tagesordnung kroatisch 
sprachen. 

So wurde die Revision der Hausordnung e rneu t unumgänglich. Die 
1908er Revision führte die Dringlichkeit (cloture) ein, aber nur für die 
laufende Legislaturperiode und für einige Angelegenheiten46 . 

43 M a r c z a l i S. 97—102. 
44 B ú z a S. 42—43. Képviselőházi napló (Diarium des Abgeordnetenhauses). 

Legislaturperiode 1901—1905, Band 21, S. 15 ff. 
45 Vgl. E ö t v ö s S. 147 ff. 
i6 Der neue Art. 249 der Hausordnung lautete wie folgt: 

Das Haus kann auf den schriftlichen Antrag von 150 Abgeordneten die 
Dringlichkeit der Verhandlungen beschließen; zum Antrag dürfen höchstens 
vier Abgeordnete — zwei pro, zwei contra — das "Wort ergreifen, die Sitzung 
kann nicht geschlossen werden, bis der Beschluß gefaßt wird. Nachdem die 
Dringlichkeit angenommen wurde, konnte ebenfalls auf Antrag von 150 
Abgeordneten die Dauer der Sitzung auf 10 Stunden verlängert werden. Zur 
Verlängerung bis auf 16 Stunden war der schriftliche Antrag von 150 Abge­
ordneten und zwei Drittel der Stimmen erforderlich. Vgl. E ö t v ö s Harcz 
az alkotmányért, S. 282. 
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1912 wurde die Möglichkeit einer Obstruktion noch mehr einge­
schränkt , und zwar auf Tiszas Init iative hin. Er nahm das Präs id ium des 
Abgeordnetenhauses un te r der Bedingung an, daß er der Obstruktion ein 
Ende setzt. Am 6. Apri l 1912 ließ er die sich zu Wort meldenden Oppo­
sitionellen nicht sprechen und die Mehrhei t nahm die Wehrvorlage 
durch Aufstehen an, die Widerstandleistenden wurden abgeführt47. Das 
Gesetz Nr. 67/1912 erwei ter te die Befugnisse des Präs identen: Art . 1 
ermächtigte ihn, jenen Abgeordneten, der durch die Störung der Ordnung 
die Verhandlungen völlig unmöglich machte, durch Brachialgewalt ab­
führen zu lassen48. 

Nachher konnte die Obstruktion die Gesetzgebung nicht mehr in 
dem Maße stören, wie vorher, wo sie vom 1. J a n u a r bis zum 1. Jun i 1889, 
vom 1. Mai 1903 bis Jun i 1904 und 1910 zu einer Exlex-Situat ion führte, 
da das Land ohne Budget blieb49. Ohne Einwilligung des Par lamentes 
durften nämlich keine Steuern erhoben und Rekruten einberufen werden. 

Die Regierungen bedienten sich zwangsweise öfters der Indemnität , 
d. h. des sich auf gesetzliche Vollmachten stützenden Rechts, während 
einiger Monate des neuen Jahres den Staatshaushal t nach dem alten 
Budget fortzusetzen. Einige Beispiele für die Gewährung der Indemnitä t : 

Das Abgeordnetenhaus wurde am 4. J a n u a r 1892 aufgelöst, ohne das 
Budget für 1892 verabschiedet zu haben; Ga. 31/1891 ertei l te aber der Re­
gierung die Indemni tä t auf fünf Monate; am 3. Oktober 1896 wurde das 
Abgeordnetenhaus erneut ohne das Budget verabschiedet zu haben, auf­
gelöst; der Ga. 35/1896 ertei l te aber der Regierung eine vier monatige 
Indemnität . Zwischen 1868 und 1901 wurden 16 Indemnitätsgesetze ver ­
abschiedet, wobei die Indemni tä t einige Male auch zweimal ver längert 
wurde5 0 . 

Die Sitzungen des Abgeordnetenhauses waren öffentlich; die Haus­
ordnung ermöglichte jedoch gesetzwidrig (gegen die Best immungen des 
Ga. 4/1848) auf Ant rag eines Ministers oder 20 Abgeordneten die ge-

47 Auch die Stimmung war bezeichnend, daß Abgeordneter Gyula Kovács 
aus der Kleinlandwirtepartei auf den präsidierenden Tisza drei Schüsse 
abfeuerte und nachher seine Waffe gegen sich richtete. Das Schwurge­
richt sprach aber ihn trotzdem frei, wodurch einer weiteren Entartung des 
Politisierens Tür und Tor geöffnet wurden. 

48 Allerdings verlangte Abs. 4, daß der Präsident seine Handlung vom Abge-
ordentenhaus sofort bestätigen läßt. Am 17. September 1912 ließ Tisza die 
Opposition abführen. Vgl. P e t h ő S. 168—171. 
Die Opposition argumentierte gegen die Parlamentswache: Der Präsident 
könne eine bewaffnete Gewalt erst dann in Anspruch nehmen, wenn die 
Unverletzlichkeit des Abgeordnetenhauses oder (und) die Freiheit der Abge­
ordneten von außen her gefährdet werden. Vgl. Art. 224 der Hausordnung. 
Siehe: E ö t v ö s S. 248. 

49 Auch vom 1. Januar 1905 bis Juni 1905 entstand eine solche Situation, dann 
war es aber die Majorität, welche der Regierung die Mittel zur Weiter-
fühung des Staatshaushaltes und die Rekrutierung des Heeres verweigerte. 

50 Ausführlicher: Magyar Jogi Lexikon, Band 4. 1903, S. 133—135. 



PARLAMENTARISMUS IM LIBERALEN UNGARN 141 

schlossene Sitzung, in der dann auch kein Protokoll geführt wurde. 
(Hausordnung, Art. 223) 

Die Teilnahme der Abgeordneten an der Abstimmung war obligato­
risch (Art. 222 des Hausordnung), Stimmenhaltung wurde nicht zugelassen. 

Den Abgeordneten wurde die Immunität zugesichert. Ga. 12/1867 
(Art. 46) enthielt jedoch diese Bestimmung lediglich für die Mitglieder 
der Delegation des ungarischen Parlaments, die zusammen mit der öster­
reichischen Delegation die gemeinsamen Angelegenheiten zwischen 
Österreich und Ungarn zu behandeln hatte. Der erste Hausbeschluß über 
die Immunität der übrigen Parlamentsmitglieder wurde am 18. November 
1867 angenommen: 1. das Parlamentsmitglied war für seine Worte und 
Handlungen in dieser Eigenschaft nur dem Parlament verantwortlich, 2. 
für seine Worte und Handlungen, die mit der Ausübung der gesetzgebe­
rischen Tätigkeit nicht zusammenhingen, konnte er nur mit Erlaubnis 
des Hauses vor Gericht gestellt werden. Der Beschluß des Abgeordneten­
hauses vom 9. Mai 1889 erklärte: Die Immunität beziehe sich nicht auf 
die Kontaktnahme mit den Wählern51. 

Das Disziplinarorgan des Hauses war die Immunitätskommission (Art. 
188 der Hausordnung), deren Verhandlungen nicht öffentlich waren, 
Protokoll mußte jedoch geführt werden. Die Kommission unterbreitete 
ihren Antrag und der Beschluß wurde aufgrund des Kommissionsantra­
ges von der Plenarsitzung verabschiedet. Bei geringer Verletzung der 
Hausordnung verhing der Präsident die »Strafe« (Verweis, Entzug des 
Wortes). 

Von großer Bedeutung für das richtige Funktionieren und für den 
Schutz des Abgeordnetenhauses vor Korruption war die Regelung der 
Inkompatibilität52. Es gab zwei Formen der Korruption: Geschäftliche 
Ausnutzung des politischen Einflusses und Bestechung des Abgeordneten 
durch die Regierung53. Das erste Inkompatibilitätsgesetz Ga. 1/1875 war 
unklar, es war nicht geeignet, der Korruption vorzubeugen. Ga. 24/1901 
wollte dann zwei Aufgaben erfüllen: 1. den gesetzwidrigen Einfluß der 
Regierung auf die Abgeordneten unterbinden und 2. verhindern, daß 
der Abgeordnete seinen Einfluß zu eigennützigen Zwecken mißbraucht. 
Art. 1 des Gesetzes erklärte: ein Abgeordneter kann kein Amt bekleiden, 
dessen Kandidatur von der Krone oder von der Ernennung durch die 
Krone, die Regierung oder die Regierungsorgane abhängt. Ausgenommen 
wurden: die Minister, je ein Staatssekretär jedes Ministeriums, die Di­
rektoren der Budapester Landesantalten, die Professoren der Budapester 
Universität und des Polytechnikums usw. Art. 16 ermächtigte die Inkom-
patibilitätskommission des Abgeordnetenhauses, bei Verletzung der dies­
bezüglichen Bestimmungen die Gerichtsbarkeit auszuüben. Das Gericht 

51 B a l o g h S. 234—235. 
62 B e é r S. 296. 
53 Einige Abgeordnete der Regierungspartei waren Mitglieder in vier bis 

fünf Verwaltungsräten. Banken und Großunternehmen wollten oft die eigenen 
Leute ins Abgeordnetenhaus bringen, was ihnen meistens auch gelungen ist. 
— Vgl. Ballá S. 225. 
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war also nicht das Abgeordnetenhaus selbst, sondern seine Kommission. 
Das Haus best immte lediglich die Zusammensetzung der Kommission54. 

Das Inkompatibilitätsgesetz ging aber offensichtlich zu weit. Wie 
Innenminister Kristóffy krit isch hervorhob, wurden durch die Inkompa­
tibilität sogar jene bürgerl ichen Elemente aus dem Abgeordnetenhaus 
verjagt, die infolge ihrer gesellschaftlichen und materiel len Lage Par la ­
mentsmitglieder hä t ten werden können55. Das Inkompatibil i tätsgesetz 
brachte mindestens so viel Schaden wie Nutzen; eine Garant ie der ma te ­
riellen und moralischen Unabhängigkei t der Abgeordneten von der Regie­
rung war längst fällig, das Gesetz wollte aber hauptsächlich den Ein­
fluß der Mittel- und Großgrundbesitzer auf Kosten der übrigen Gesell­
schaftsschichten garant ieren. Ein weiteres Übel lag im Geheimverfahren 
der Inkompatibili tätskommission. 

Das Oberhaus 

Das Oberhaus wa r und blieb eine Körperschaft des Großgrundbesi t ­
zes und des hohen Klerus, auch wenn 1885 in seiner Zusammensetzung 
ziemlich weitgehende Änderungen eingetreten sind. Während 1848 die 
untere Tafel radikal umgebildet wurde , blieb die obere Tafel wei terhin 
das Magnatenhaus. Die einzige wesentliche Änderung bestand 1848 darin 
(Art. 7, Ga. 4/1848), daß der Präs ident und der Vizepräsident vom König 
e rnannt wurden, während früher der Pala t in-Präs ident pro forma gewählt 
wurde. 

Bis 1885 ha t te das Oberhaus folgende Mitglieder: 1. die Oberhir ten 
— die Erzbischöfe und Bischöfe — der römisch-kath. und der griechisch-
kath. Kirche (Ga. 10/1792), die Titularbischöfe und einige wei tere hohe 
Würdenträger der kath. Kirche; 2. weltliche Mitglieder, von welchen ein 
Teil ex officio Mitglied der gesetzgebenden Körperschaft w a r (die sog. 
banones ex officio oder veri barones regni), die übrigen waren die »baro-
nes solo nomine« oder die »magnates«56. Eine dri t te Gruppe bildeten die 

54 Das Abgeordnetenhaus bildete zwei Kommissionen: eine zur Untersuchung 
der Angelegenheit und eine andere zur Urteilsfällung. (Art. 145—146 der 
Hausordnung.) Die Mitglieder der ersten wurden für eine Session gewählt, 
jene der zweiten von den vom Präsidenten des Hauses empfohlenen 80 Per­
sonen ausgelost. (12 Voll- und 3 Ersatzmitglieder.) Der Vorsitzende der zwei­
ten Kommission verlangte die Antwort von den Kommissionsmitgliedern auf 
zwei Fragen geheim: 1. Liegt eine Inkompatibilität vor und 2. hat der Abge­
ordnete die Meldepflicht böswillig unterlassen oder nicht? Falls die Kommis­
sion beim Abgeordneten eine offensichtliche Böswilligkeit bei der Unterlas­
sung der Meldepflicht feststellte, beraubte sie ihn seines Mandates. Sonst 
wurde er lediglich aufgefordert, den Inkompatibilitätsgrund entweder inner­
halb von acht Tagen aufzuheben oder auf das Mandat zu verzichten. Das 
Urteil wurde vom Präsidenten in der Plenarsitzung bekanntgegeben und jede 
Diskussion über das Urteil wurde ausgeschlossen. — Vgl. Art. 184. 

55 K r i s t ó f f y S. 55. 
56 Zur ersten Gruppe gehörten: der Palatin, der Landesrichter, der Schatz­

meister — tárnokmeister —, die Kronhüter, die verschiedenen ehernamt­
lichen Würdenträger des königlichen Hofes, — Ga. 10/1687 —-, der Gouver­
neur von Fiume — Ga. 4/1807. 
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Obergespane. Während also der untere Klerus seine frühere Vertretung 
im Abgeordnetenhaus verlor, konnte der hohe Klerus seine Mitgliedschaft 
im Oberhaus beibehalten. Mitglieder waren schließlich die Delegierten 
des kroatischen Landtages, aber nur für die gemeinsamen ungarisch­
kroatischen Angelegenheiten. Auch der Banus hat seine Mitgliedschaft 
natürlich behalten. 

Eine Änderung in der Zusammensetzung des Oberhauses war längst 
fällig, weil die Zahl der Magnaten — die erbliche Mitglieder des Ober­
hauses waren — sehr stark anstieg. Eine wichtige Waffe des Königs war 
nämlich die Verleihung des Magnatentitels, er konnte also die Zusammen­
setzung der oberen Tafel, bzw. des Oberhauses bis zu einem gewissen 
Grade beeinflussen. Erst nach 1848 wurde bei der Verleihung solcher 
Titel durch die Kontrasignierung des ungarischen Ministers die Macht 
des Königs beschränkt. Die Aufrechterhaltung der persönlichen Mitglied­
schaft jedes volljährigen Magnaten in der Zeit des Dualismus wäre schon 
deshalb unmöglich gewesen, weil ein bedeutender Teil von ihnen nicht 
aufgrund des Grundbesitzes, sondern wegen der Verdienste manchmal ohne 
eine besondere materielle Situation in den Magnatenstand erhoben wurde. 
Ein Beispiel: Zwischen 1860 und 1910 erhielten 112 Familien allein den 
Baronentitel, von ihnen gab es aber nur 21 von ungarischer Herkunft. 

Die durch den Ga. 7/1885 durchgeführte Reform machte die Zusam­
mensetzung des Oberhauser etwas gesünder, es blieb aber weiterhin die 
Vertretung des Großgrundbesitzes und ein erbitterter Gegner jeglicher 
sozialen Reformen. Nach diesem Gesetz bestand das Oberhaus: 1. aus 
erblichen Mitgliedern, 2. aus hohen Würdenträgern, 3. aus den vom le­
benslänglich ernannten 50 Personen und 4. aus den Delegierten des 
kroatischen Landtages. 

Aufgrund des Erbrechts waren Oberhausmitglieder: 1. die volljähri­
gen Erzherzöge des Herrscherhauses, 2. die das 24. Lebensjahr vollendeten 
männlichen Mitglieder jener Magnatenfamilien, welche auch bis dahin 
Mitglieder waren, aber nur mit der Bedingung einer Vermögenslimite, 3. 
diejenigen Personen, welchen auf Antrag des Ministerrates zum Magna­
tentitel auch das Recht auf erbliche Mitgliedschaft im Oberhaus verliehen 
wurde. Magnatenstand und Oberhausmitgliedschaft waren also nicht un­
bedingt identisch. Falls die vorgesehene Vermögensqualifikation vor­
übergehend nicht vorhanden war, ruhte das Recht, es hörte aber nicht auf. 

Oberhaus-Mitgliedschaft besaßen ex officio folgende Würdenträger: 
die Bannerherren des Landes und der Graf von Preßburg, die beiden 
Kronhüter, der Gouverneur von Fiume, der Präsident und der Vize­
präsident der Kuria bzw. der Präsident des Budapester königlichen 
Tafelgerichtes. Ferner: die römisch-katholischen und griechisch-katholi­
schen Kirchenfürsten, diejenigen der orthodoxen Kirche (der serbische 
Patriarch, der rumänische Metropolit und die Diözesanbischöfe), die drei 
amtsältesten Bischöfe der reformierten und der lutherischen Kirche 
sowie die drei amtsältesten Oberkuratoren der ref. Kirche, der General­
inspektor und die beiden amtsältesten Distriktsinspektoren der lutheri-
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sehen Kirche, schließlich der amtsälteste Oberkurator und der Bischof 
der Unitarischen Kirche57. 

Eine allgemeine Bedingung der Mitgliedschaft war — mit Ausnahme 
der kroatischen Delegierten — die Kenntnis der ungarischen Sprache 
(Art. 9). 

Die Kompetenzen des Oberhauses waren im großen und ganzen iden­
tisch mit jener des Abgeordnetenhauses. Die Gesetzesentwürfe wurden 
zuerst im Abgeordnetenhaus behandelt und der Beschluß des Abgeord­
netenhauses wurde durch eine Botschaft an das Oberhaus geleitet. Falls 
das Oberhaus den vom Abgeordnetenhaus angenommenen Text ablehnte, 
ging der sog. »Nuntiumswechsel« solange bis eine Vereinbarung beider 
Häuser erfolgte oder der Entwurf zurückgezogen wurde58. 

Für die Oberhaus-Mitgliedschaft wurden keine Inkompatibilitäts-
gründe bestimmt (Art. 6); falls jedoch ein Oberhaus-Mitglied zum Abge­
ordneten gewählt wurde, ruhte sein Recht im Oberhaus. (Art. 12) Das 
Recht, den Präsidenten und die zwei Vizepräsidenten zu wählen, wurde 
dem Oberhaus auch jetzt untersagt, Alle drei wurden für die Dauer der 
Legislaturperiode vom König ernannt, aber auf Antrag des Ministerprä­
sidenten (Art. 15). 

Die Würdigung des Parlamentes 

Die meisten negativen Züge der Gesetzgebung hingen hauptsächlich 
mit dem sog. »Verfassungskampf« der Opposition zusammen, der in Wirk­
lichkeit eine leere Juristerei war59. Neben den Kontakten mit Österreich 
befanden sich im Zentrum der Aufmerksamkeit der Opposition: die könig­
lichen Rechte beim Heereskommando und in diesem Zusammenhang die 
Honvédschaft. Infolge des Mißbrauchs der Hausordnung konnte sie — 
wie erwähnt das Abgeordnetenhaus oft in eine von Leidenschaften zer­
rissene Körperschaft umfunktionieren. Die Opposition kritisierte mit 
voller Leidenschaft das Recht des Königs auf die allgemeine Aufsicht, 
insbesondere über das Heer60. Der König als oberster Feldherr beharrte 
auf den mit dieser Eigenschaft verbundenen Rechte (Art. 11 des Ga. 
12/1867)6,1, die Opposition berief sich hingegen auf die Lehre der heiligen 

57 Das Oberhaus konnte außerdem von den früheren Mitgliedern, die ihre 
Mitgliedschaft jetzt verloren, 50 als Mitglieder wählen. 

58 Magyar Jogi Lexikon, Band 6. S. 634—641. 
69 S z a k o 1 c z a i S. 12. 
60 Die oberste Aufsicht — ius supremae inspectionis — durfte der König bei 

allen Staatsgeschäften ausüben; bei Aufdeckung schwerwiegender Mängel 
hatte er das Recht, königliche Kommissäre zu entsenden. Vgl. B a l o g h 
S. 267. 

61 »Infolge der verfassungsmäßigen Herrscherrechte seiner Majstät über das 
Kriegswesen wird all das, was auf die einheitliche Führung, Befehligung und 
innere Organisation der gesamten Armee und somit auch des ungarischen 
Heeres als eines ergänzenden Teiles der Gesamtarmee Bezug hat, als der Ver­
fügung seiner Majestät zustehend anerkannt.« 
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Krone, um zu beweisen, daß die im Art. 11 des Ausgleichsgesetzes en t ­
hal tenen Rechte eigentlich diejenigen der Nation seien, welche dem 
König über t ragen worden seien62. Es gab kein königliches Recht, das 
mit einer solchen Erbi t te rung angefochten worden wäre , obwohl die Wis­
senschaftler anerkannten, Ungarn hat te über die Armee niemals eine 
direkte Verfügungsgewalt inne63. Was die praktische Ausübung der könig­
lichen Rechte in b'ezug auf das Heer angeht, ha t te die Opposition in 
einigen Punkten Recht, vor allem wegen der Ernennung der höheren 
Offiziere im gemeinsamen Heer, wo die Magyaren tatsächlich übergangen 
worden sind. In der General i tät waren die Deutsch-Österreicher mit 60 %>, 
die Slawen mit 1 8 % die österreichisch gewordenen Ital iener und F r a n ­
zosen mit 17 %, die Magyaren aber nu r mit 4 °/o vertreten6 4 . Die Opposi­
tion ver langte die Kontrasignierung auch der Akten der persönlichen 
Armeeführung6 5 , wobei sie sich auf Art . 6 des Ga. 3/1868 berief66. Der Ton 
der Opposition wa r oft am Rande des noch Duldbaren6 7 . 

Regierungspartei und Opposition lehnten die Debatte über jegliche 
sozialen Reformen ab, un te r Berufung auf »Aufwiegelung zum Haß gegen 
eine Klasse« (Ga. 5/1878, Art . 171—172), was auch in die Hausordnung 
aufgenommen wurde . Es fehlte ferner an einer umfassenden Regelung 
der staatsbürgerl ichen Rechte und Freiheiten, wodurch eine weitgehende 
Unsicherheit entstand. Gleichzeitig darf man nicht vergessen, daß die 
Gesetzgebung im Zeitalters des Dualismus auch eine beträchtl iche posi­
tive Arbei t leistete. Das Strafgesetzbuch (Ga. 5/1878) w a r eine erstrangige 
juristische Arbeit68 . Auch die Strafprozeßordnung (Ga. 33/1896) war eine 
der besten kodifikatorischen Leistungen des damaligen Ungarns. Die Gül­
tigkeit der Zivilprozeßordnung (Ga. 1/1911) überlebte die Monarchie 
genau so wie die übrigen wichtigen Gesetze. Sogar das National i täten-

62 Wie Ungarn bzw. die Opposition auf die sog. nationalen Rechte achtete, 
zeigt die Verankerung der allgemeinen Wehrpflicht, welche Ende Dezember 
1866 durch eine kaiserliche Verordnung eingeführt worden ist. Im Februar 
1867 wurde aber diese für Ungarn zurückgezogen, weil der Ministerpräsident 
und der Verteidigungsminister eine solche Regelung als Oktroy auffaßten. 
1868 mußte also die allgemeine Wehrpflicht für Ungarn von der Landesver­
sammlung eingefürhrt werden. Vgl. Johann-Christopf A l l m e y e r - B e c k 
S. 117. 

63 B e k s i c s , S. 41 ff. 
64 H a n á k S. 352. 

Sogar die »Eigentümer« der magyarischen Regimenter waren nur ausnahms­
weise Magyaren. Anfang des 20. Jahrhunderts gab es in Ungarn 47 Infante­
rieregimenter. Die Eigentümer waren 42 Ausländer — vier von ihnen waren 
ungarische Staatsbürger slavischer Nationalität. Die Eigentümer der 16 unga­
rischen Kavallerieregimenter waren ebenfalls Ausländer mit Ausnahme der 
gräflichen Familien Edelsheim-Gyulay und Pálffy. Vgl. E ö t v ö s S. 76 
u. 92. 

65 Vgl. K m e t y S. 167. 
66 ». . . in a l l en . . . militärischen wie allgemeinen in allen Angelegenheiten 

der Landesverteidigung werde seine Majestät die vollziehende Gewalt aus­
schließlich durch das ungarische Ministerium üben«. 

6,7 E ö t v ö s S. 36—37. 
68 B i a n c h i , Band 2. S. 157 ff.; C s i z m a d i a , Band 2. S. 201. 

10 Ungarn-Jahrbuch 
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gesetz (Ga. 44/1868) war unter den damaligen Bedingungen nicht »reak­
tionär«; die späteren Gesetze und hauptsächlich die Praxis ließen jedoch 
weder die Bestimmungen noch den Geist dieses wichtigen Gesetzes zur 
Geltung gelangen. 

Das Parteienwesen 

In dieses Bild paßt das ungarische Parteienwesen gut hinein. Die 
Formung der ungarischen Parteien erfolgte nach staatsrechtlichen Ge­
sichtspunkten und dies konnte bis Ende der Monarchie nicht überwun­
den werden. Die ungarischen Parteiprogramme waren eher Glaubens­
oder Grundsatzprogramme als Aktionsprogramme69. Der gesamteuropäi­
sche Gegensatz liberal-konservativ hörte in Ungarn 1848 auf, politisch 
relevant zu sein. Die öffentliche Meinung war intolerant; nur jene hatten 
eine Chance, erhört zu werden, die sich als liberal bezeichneten, nicht 
mehr im Sinne der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Partei, sondern 
im Sinne einer übergreifenden Weltanschauung. Der Liberalismus selbst 
hatte 1848 seinen Höhepunkt erreicht. Der liberale Publizist, Beksics, 
bemerkte geistreich, man sei nicht liberal oder konservativ gewesen, 
sondern liberal, liberaler und am liberalsten, d. h. radikal. Konservativ 
war schon 1848 keine diskutable Parteibezeichnung. Die staatsrechtli­
chen Parteien erhoben in liberalem Sinne den Anspruch, das ganze Volk 
zu vertreten. Weltanschauungsprinzip und Interessenvertretungsprinzip 
hatten es in Ungarn gleichermaßen schwer, sich Eingang in die Parteien 
zu verschaffen. Abgeordnete einer Landwirtepartei und Bauernpartei 
konnten erst 1910 ins Parlament einziehen70. Die Ungarländische Sozial­
demokratische Partei wurde Anfang des 20. Jahrhunderts zwar zu einem 
politischen Faktor, besonders wegen ihres Kampfes für das allgemeine 
Wahlrecht, teilweise sogar in Zusammenarbeit mit den Nationalitäten­
parteien. Sie konnte aber keinen Vertreter ins Parlament schicken. Viel­
leicht gerade wegen der Kontakte mit den Nationalitätenparteien und 
wegen ihres Vertrauens zu Wien71. Die einzigen Weltanschauungsparteien 
waren die Antisemitenpartei und die Bürgerlich-Demokratische Partei; 
die erste entstand 1883 und löste sich nach einigen Jahren selbst auf, 
die zweite konnte 1901 einen Sitz im Abgeordnetenhaus erlangen. Es 
fehlte aber bei jeder großen Partei an Verständnis für soziale Bestre­
bungen und an Sozialpolitik. In der Liberalen Partei hat man z. B. auch 
Forderungen an das allgemeine Wahlrecht als eine Aufwiegelung, eine 
Hetzkampagne des Klerus, der Sozialdemokraten und der Nationalitäten 
bezeichnet72. 

fi9 Vgl. A magyar polgári pártok programmjai 1867—1918 (Die Programme der 
ungarischen bürgerlichen Parteien, 1867—1918). Zusammengestellt von G y u l a 
M é r e i . Budapest 1971. 

70 T ó t h S. 28—31. 
71 V a r g a S. 21—95. 
72 G r a t z , Band 2. S. 100. 
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Die Parteien entstanden also im Zeichen von staatsrechtlichen Slo­
gans und dies war auch für die politischen Kämpfe dieser Parteien 
entscheidend73. 

Die wichtigsten Parteien nach 1861 waren folgende: Die Deák-
Partei, welche auf der Grundlage der Pragmatischen Sanktion stand und, 
die gemeinsamen Angelegenheiten der beiden Reichshälften anerkannte; 
die sog. Linke Opposition, welche keine gemeinsamen Angelegenheiten 
anerkannte und eher eine Art Personalunion anstelle der Realunion an­
strebte. Die mittlere Linke von Tisza und Ghyczy war nicht gegen den Aus­
gleich, sie befürwortete aber eine größere Unabhängigkeit für Ungarn 
im Rahmen einer Realunion. Diese Partei wartete immer auf den Stand­
punkt der Deák-Partei und nachher ging sie immer um einen Schritt 
weiter74. Die Bezeichnung »links« oder später sogar »extrem links« oder 
»mittellinks« bezog sich keinesfalls auf ein sozialpolitisches Programm. 

1875 kam die Fusion zwischen der Deák-Partei und der mittleren 
Linken in der Liberalen Partei unter der Führung der letzteren zustande, 
weshalb die 38 konservativ eingestellten Mitglieder der Deákpartei eine 
rechte Opposition bildeten und 1878 die Vereinigte Opposition, zusammen 
mit der Unabhängigen Liberalen Partei von Dezső Szilágyi auftraten. 
1891 entstand eine weitere, gemäßigte Opposition, die Nationale Partei 
(Nemzeti Párt), die 1899 mit der Liberalen Partei fusionierte. 1894 
erschien dann unter den im Parlament vertretenen Parteien die Volks­
partei75, die aus den gegen die kirchenpolitischen Gesetze Protes­
tierenden, hauptsächlich aus katholischen Aristokraten und Geistlichen 
bestand. Die ehemalige Linke oder Extrem-Linke Partei bezeichnete sich 
als Unabhängigkeitspartei oder 48er Partei, aber auch in ihr erfolgten 
mehrere Spaltungen zwischen jenen, die eine gemäßigte Nationalitäten­
politik, oder sogar eine Zusammenarbeit mit den Nationalitäten gegen 
Wien verlangten und zwischen den Vertretern des ungarischen Nationalis­
mus. Der größte Vertreter des gemäßigten Flügels war der Gründungsprä­
sident, Lajos Mocsáry, der 1887 aus der eigenen Partei ausgeschlossen 
wurde. Diese Partei zeigte anfangs Verständnis für die Nationalitäten; 1870 
kam es sogar zu einem Abkommen zwischen den Nationalitätengruppen 
und ihr. 1879 stimmte aber die Mehrheit der Abgeordneten der Unab­
hängigkeitspartei für das chauvinistische Schulgesetz Ga. 18/1879, wo­
durch aus dieser Partei bald eine »Kuruzenpartei« wurde. Eine zweite 
Spaltung erfolgte 1910: die Kossuth-Partei war gegen das allgemeine 
Wahlrecht, die Justh-Partei hingegen für ein radikales Wahlgesetz70. 

Nach einer kurzen Episode, in der die Koalition der traditionellen 
oppositionellen Parteien (auch die Gruppe der »Dissidenten« der Libe-
73 Ebenda, Band 1. S. 30. 74 Ebenda, Band 1, S. 26—27. 75 Zur Volkspartei siehe S z a b ó . Szabó behauptet, die Volkspartei sei eigent­

lich die Fortsetzung bzw. die Wiederbelebung der Antisemitistischen Partei 
(S. 182) und sie sei ebenfalls eine Weltanschauungs-Partei gewesen (S. 208). 7ß G r a t z , Band 2. 240—241. Vgl. noch: L á s z l ó R é v é s z : Die verschie­
denen Auffassungen von Nationalitätenpolitik im Ungarn des 19. Jahrhun­
derts. 

10* 
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ralen Partei schloß sich ihr unter der Bezeichnung »Verfassungspartei« an) 
die Regierung bildete (1906—1910), kam wieder die alte Liberale Partei 
an. die Macht, jetzt aber unter einer neuen Bezeichnung: Nationale 
Arbeitspartei, und die Verfassungspartei hörte auf zu existieren. 

Ein eigenes Problem bildeten die Nationalitätenparteien. Die meisten 
Nationalitäten, so die Serben, Slowaken und die Rumänen, gründeten 
eigene nationale Parteien; die Abgeordneten der Siebenbürger Sachsen 
waren meistens Mitglieder der Regierungspartei und bildeten in deren 
Rahmen eine eigene Gruppe. 1890 versuchten sie eine eigene Volkspartei 
zu bilden, die jedoch bald gespalten wurde. 1907 entstand dann als ein­
heitliche Organisation der Deutschen, die Volkspartei, die aber niemals 
einheitlich werden konnte. 

Die ungarischen Parteien beobachteten diese Entwicklung mit 
Mißtrauen; sie — besonders die Liberale Partei unter Tisza — waren 
gegen die Gründung der Nationalitätenparteien, aber dafür, daß führende 
Persönlichkeiten der Nationalitäten in dieser Partei bzw. in den übrigen 
Parteien ein Mandat annahmen. Vom Ende der siebziger Jahre an kam 
es öfters vor, daß Regierungspartei und Opposition gegen die Nationa­
litätenparteien zusammenarbeiteten. Die meisten Nationalitätenparteien 
gingen aber in den siebziger und achtziger Jahren wegen der vielen 
Wahlmißbräuche in die Passivität und schalteten sich erst nach der 
Jahrhundertwende wieder aktiv in die Politik ein. 1905 brachten sie 
10, 1906 11 und 1910 25 Abgeordnete ins Parlament — abgesehen von 
den 13 Abgeordneten der Siebenbürger Sachsen, die einen eigenen 
Klub innerhalb der Regierungspartei hatten77. 

Die Nationalitätenpolitik 

Die Nationalitätenpolitik widersprach dem Nationalitätengesetz Ga. 
44/1868, das vom Grundsatz ausging: »Alle Bürger des ungarischen 
Staates sind gleichberechtigte Mitglieder der einheitlichen und unteilba­
ren ungarischen Nation«. Die im Gesetz verankerten sprachlichen Rechte, 
gewisse Konzessionen in Schul- und Vereinswesen und im Bereich der 
Kultur befriedigten die Nationalitäten damals schon nicht, da diese 
eine territoriale Autonomie anstrebten. Die Interpretation des Nationali­
tätengesetzes spiegelt das Buch des Budapester Staatsrechtsprofessors, 
Kmety, wider: »Die Gleichberechtigung der Nationalitäten bedeutet nicht, 
daß die Angehörigen einer Nationalität das Recht hätten, innerhalb des 
Staates eine eigene politische Körperschaft zu bilden78«. 

Nach dem Ausscheiden der Schöpfer des Nationalitätengesetzes, Deák 
und Eötvös, wurde auch dieses Gesetz immer mehr verletzt und restriktiv 
interpretiert. Es begann 1875 mit einem Zirkular des Innenministers vom 
4. Mai, das für die kulturellen und literarischen Vereine der Nationali-

77 R é v é s z : Nationalitätenfrage und Wahlrecht, S. 109 ff. 
78 K m e t y S. 109. 
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täten verbot, das Wort »national« anzuwenden, da diese Bezeichnung 
angeblich den Grundsatz der »politischen Nation« widerspreche79. Dieses 
Zirkular war gesetzwidrig, es verletzte die Bestimmung des Art. 28 des 
Nationalitätengesetzes. Noch im gleichen Jahr wurde der slowakische 
Kulturverein, »Matica Slovenska« verboten. Noch früher, schon 1871, hat 
der Innenminister die Vereinigte Serbische Jugend — »Omladina« — 
verboten, da in diesem Verein Jugendliche auch aus Serbien und Monte­
negro aufgenommen wurden80. Die für die Nationalitäten am meisten 
nachteiligen Gesetze waren folgende: 

— das Volksschulgesetz (Ga. 18/1879), das den forcierten Unterricht 
der magyarischen Sprache verlangte, 

— das Mittelschulgesetz (Ga. 30/1883), das den Unterricht der unga­
rischen Sprache und Literatur auch in den nichtmagyarischen Schulen in 
magyarischer Sprache vorschrieb, 

— die lex Apponyi (Ga. 27/1907), die in den Schulen nichtmagyari­
scher Unterrichtssprache einen solchen magyarischen Sprachunterricht 
verlangte, daß sich das Kind nach Beendigung der 4. Elementarschul­
klasse schriftlich und mündlich in magyarischer Sprache ausdrücken 
konnte. Dabei knüpfte man die staatliche Dotation an die Bedingung der 
Staatstreue sowie des erfolgreichen magyarischen Sprachunterrichtes, 

— das Lehrerbesoldungsgesetz (Ga. 26/1893), das durch staatlichen 
Zuschuß den Lehrern der konfessionellen und Gemeindeschulen einen 
Anreiz zur »staatstreuen Gesinnung« gab, 

— das Kindergartengesetz (Ga, 15/1891), das eine solche Beschäftigung 
mit den Kindern verlangte, welche eine Einführung in die magyarische 
Sprache ermöglichte, 

— das Gesetz über die Gemeinde- und Ortsnamen (Ga. 4/1898), das 
für jede Ortschaft nur einen Namen erlaubte und den Innenminister 
ermächtigte, diesen selber zu bestimmen, falls eine Ortschaft mehrere 
Bezeichnungen hatte. 

Das Schlimmste für die Nationalitäten war, daß ihnen die Möglich­
keit genommen wurde, sich gegen die Magyarisierungswut zu wehren. 
Art. 171 und 172 des Strafgesetzbuches (Ga. 5/1878) ließ jenen, der 
»öffentlich, in einer Versammlung mit Worten, durch Verbreitung oder 
öffentliche Ausstellung eines Druckwerkes, einer Schrift oder einer 
bildlichen Darstellung.. . eine Klasse der Bevölkerung, eine Nationalität 
oder Religionsgemeinschaft zum Hasse gegen eine andere . . . aufreizt«, 
mit Staatsgefängnis bis zu zwei Jahren und Bußen bis zu 1000 Forint 
bestrafen. So entstanden die Presseprozesse wegen Aufwiegelung81. 

Zu einer teilweisen Entlastung der Minderheitpolitik Ungarns muß 
man betonen: sie wandte sich mit groben Mitteln und Maßnahmen gegen 
kulturelle und politische Einrichtungen, sowie gegen die Schulen der 
Minderheiten, sie setzte aber direkte wirtschaftliche Maßnahmen gegen 

79 K e m é n y , Band 1. S. 493—495. 
80 Ebenda, Band 1. S. 271. 
81 R é v é s z : Nationalitätenfrage, S. 92—95. 
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sie nicht ein. Dies wurde im Königreich Rumänien — und auch von den 
Tschechen in Prag — ausgenützt: im Winter 1891/92 entstand in Bukarest 
die »Liga der kulturellen Einheit aller Rumänen« (Liga pentru unitarea 
culturala a tuturor Romanilor), die die rumänischen Schulen und kultu­
rellen Einrichtungen in Siebenbürgen finanziell unterstützte82. Auch ins 
Budget der rumänischen Regierung wurden Unterstützungen für die 
rumänische unierte Kirche in Siebenbürgen, sowie für die rumänischen 
Zeitungen in Siebenbürgen aufgenommen, obwohl dies offiziell nicht 
anerkannt wurde83. In Siebenbürgen hatten die Rumänen 1914 152 Kredit­
institute, gegenüber 8 großen Banken in Bukarest und 188 kleineren Geld­
instituten im Regat84. Diese unterstützten die rumänischen Bauern in 
einem planmäßigen Bodenkauf, was auch in der rumänischen Fachlite­
ratur anerkannt wurde. I. Moga schrieb85: Die Regierung in Budapest 
habe in dem Übergang des ungarischen Ackerbodens in rumänische 
Hände eine nationale Gefahr gesehen und habe daher durch den Ga. 
35/1871 die »Ungarische Landwirtschaftliche Kreditbank« (Magyar Föld­
hitelintézet) gegründet, die eine Kolonisierungsaktion von 24.000 magya­
rischen Bauernfamilien nach Siebenbürgen finanziert habe. Dagegen 
hätten rumänische Banken den Rumänen in Siebenbürgen geholfen86. 
Die ungarischen Siedler erhielten je 16 bis 24 Joch Boden (1 Joch = 0,57 
ha) mit günstigen Bedingungen. Die rumänischen Bodenkäufe erreichten 
aber allein während anderthalb Jahrzehnten vor dem Weltkrieg 300.000 
Joch Boden. Die rumänischen Banken erwarben die mit Hypotheken 
belasteten Güter und gaben diese an rumänische Landwirte weiter87. 

Zum Rechtsstatus Kroatiens 

Ein besonderes Problem war der Rechtsstatus Kroatiens, das durch 
dynastische Kontakte am Ende des 11. Jahrhunderts eines der Länder 
der Stephanskrone wurde. Die ungarische Herrschaft wurde aber ledig­
lich am Anfang des 12. Jahrhunderts gefestigt, nachdem König Koloman 
1096 als König Kroatiens anerkannt wurde. Kroatien galt jahrhunderte­
lang als eine der »Nebenprovinzen« (melléktartomány), hatte eine eigene 
Provinzversammlung, eigene Gerichtsbarkeit. Die 1848er Verfassung 
nahm selbstverständlich auch auf Kroatien bezug, ein grundlegender 
Mangel von ihr war aber gerade die Unklarheit bei der Festlegung des 
staatsrechtlichen Charakters von Kroatien-Slawonien. Dies führte später 
trotz des ungarisch-kroatischen Ausgleichsgesetzes (Ga. 30/1868) zu zahl­
reichen Reibungen im politischen Leben, in der parlamentarischen Praxis 
und zu vielen falschen Einstellungen zahlreicher Politiker in bezug auf 
82 G r a t z , Band 1. S. 383. 83 H ó m a n ; S z e k f ű Band 5. S. 580. 84 G y á r f á s S. 71—79. 85 S i e b e n b ü r g e n S. 20—21. 86 Siehe nach: Erdélyi S. 237. 87 B o d e n r e f o r m S. 6. 
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Ungarns Rechte auf Kroatien. Die Bezeichnung Kroatiens und die Be­
s t immungen in den 1848er Gesetz lassen darauf schließen, daß Kroatien 
lediglich eine gewisse Autonomie im Rahmen des ungarischen Einheits­
staates besaß. Art . 2 des Ga. 2/1848, Art. 2 des Ga. 4/1848, Art . 4 des Ga. 
12/1848, die Einleitung zum und Art . 2 Abs. c des Ga. 15/1848, Art . 2 des 
Ga. 21/1848, einige Best immungen des Ga. 22/1848 sprachen von Kroat ien-
Slawonien als von »verbundenen Teilen« (kapcsolt részek), also praktisch 
als von »einverleibten Teilen«; die Art . 53—55 des Ga. 5/1848 bezeich­
neten den kroatischen Landtag als Provinzversammlung, während Art . 6 
des Ga. 18/1848 von einer »vollkommenen Staatseinheit des un te r die 
ungarische heilige Krone gestellten Gebiets« sprach88. Die Bezeichnung 
»Teil« (pars, rész) zeigt ebenfalls, daß 1848 Kroatien-Slawonien als zu 
Ungarn gehörende Gebiete betrachtet worden sind. 

Die Kroaten wollten die Aprilgesetze nicht anerkennen, sie verlangten 
eine vollständige Gleichberechtigung8881; der kroatische Landtag verab­
schiedete 1861 ein Gesetz (Ga. 42/1861) über die vollständige Trennung 
der kroatischen Verwal tung und Justiz von der ungarischen. Der Landtag 
bezeichnete das Verhältnis zu Ungarn als Personalunion. 1865 wurde der 
kroatische Landtag erneut einberufen, um den Ausgleich mit Ungarn 
anzunehmen, die Verhandlungen der kroatischen und ungarischen Dele­
gation blieben jedoch wegen Ungarns Anspruch auf Fiume erfolglos. 1867 
wurde der kroatische Landtag wieder einberufen, noch vor der Annahme 
des ungarisch-österreichischen Ausgleichsgesetzes (Ga. 12/1867), da aber 
die Abgeordneten die Unabhäbgigkeit verlangten, wurde der Landtag 
bald aufgelöst, weshalb der ungarisch-österreichische Ausgleich ohne 
Kroatien zustandekam. Die ungarische Regierung oktroyierte anschließend 
ein neues Wahlrecht für Kroatien und der neue Banus konnte im neuen 
kroatischen Landtag eine für Ungarn günstige Mehrheit sichern, wodurch 
dem ungarisch-österreichischen Ausgleich der Ausgleich zwischen Ungarn 
und Kroat ien folgte. Art . 59 des Ausgleichsgesetzes Ga. 30/1868 veran­
ker te die These der eigenen politischen Nation für Kroat ien: »Kroatien-
Slawonien bilden eine über ein eigenes Terr i tor ium verfügende politische 
Nation«. Gleichzeitig erkläre Aber Art . 1 desselben Gesetzes: »Ungarn 
und Kroatien-Slawonien-Dalmatien bilden in Zukunft ein und dieselbe 
Staatsgemeinschaft«89 . 

Im Sinne des Ausgleichsgesetzes waren zwischen Ungarn und Kroa­
tien jene Angelegenheiten gemeinsam, welche zwischen Österreich und 
Ungarn als solche galten. Kroatien ließ sich entsprechend seiner Bevöl-

88 Die Kroaten behaupteten, durch die 1848er Gesetze sei die Union mit Ungarn 
aufgelöst worden. In den Ga. 13 und 60/1861 erklärte der kroatische Landtag 
jeden zum Landesverräter, der an irgendeiner Konstituanten oder an einem 
anderen Parlament »außerhalb des dreieinigen Königreiches zu partizipieren 
bereit war, bevor die Nation ihre staatsrechtliche Beziehungen sowohl ge­
genüber Ungarn als auch Österreich gegenüber in legal-konstitutioneller 
Weise geregelt und eine solche Teilnahme ausdrücklich gestattet haben 
wird.« Vgl. P1 i v e r i c S. 208. 

88a Ebenda, S. 215—216. 
89 Ausführlicher: N a g y S. 82—83. 
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kerung an der ungarischen Landesversammlung durch 29 Abgeordnete 
ver t re ten; nach Auflösung des kroatischen, unter Mil i tärverwal tung ste­
henden Grenzgebietes 1882 ist diese Zahl auf 40 erhöht worden. Im Ober­
haus saßen 2 bzw. später 3 Ver t re ter Kroatiens. Die kroatische Aris to­
kra ten und kirchlichen Würdent räger wurden Mitglieder des ungarischen 
Oberhauses und ein Mitglied der Budapester Regierung w a r der Minister 
für Kroatien-Slawonien. Selbst der Banus wurde vom König auf Ant rag 
des ungarischen Ministerpräsidenten ernannt . 

Die nationale Opposition Kroatiens ha t jedoch diesen Ausgleich nie­
mals akzeptiert und sie verließ den Landtag. Die kroatische Frage blieb 
bis zum Ende der Monarchie ungelöst und gab Anlaß zu vielen Miß­
verständnissen und Reibungen zwischen Budapest und Agram. Bei die­
sen Schwierigkeiten handel te es sich hauptsächlich erneut um s taa ts­
rechtliche Fragen, die aber so zugespitzt wurden, daß die ungar isch-kroa­
tischen Beziehungen bis zur Auflösung der Monarchie nicht zu Ruhe 
kommen konnten. 

Der Budapester Staatsrechtsprofessor, Kmety, gab die Auffassung 
der nationalistischen magyarischen Kreise folgendermaßen bekannt : »Die 
Mitländer (társországok) bilden eine eigene politische Nation, was jedoch 
nicht bedeutet , daß die dortigen ungarischen Staatsangehörigen nicht 
Mitglieder der ungarischen Nation seien, da diese im ganzen Reich des 
heiligen Stephans einheitlich ist wie selbst der ungarische Staat; dies 
muß man so auffassen, daß die Mit länder innerhalb des Staates einen 
eigenen öffentlich-rechtlichen Teil bilden. Auf diese Weise nannte man 
im früheren Siebenbürgen die Sachsen, die Székler ,Nation', ohne daß 
man an deren eigene Staatl ichkeit je gedacht hätte9 0 . 

Die sogar mäßige ungarische Fachl i tera tur protest ierte dagegen, 
daß es 1. einen eigenen kroatischen Staat, 2. einen kroatischen König, 
3. einen eigenen kroatischen Hof gebe und 4. daß Kroat ien eine eigene 
»völkerrechtliche Individualität« habe91. 

Was also für die Kroaten zu wenig war, w a r für die Ungarn zu viel. 
Einer der größten rechtlichen Mängel des ungarisch-kroatischen Aus­
gleichsgesetzes war, daß es keine unabhängige Körperschaft, kein Ver­
fassungsgericht oder ein ähnliches Organ gab, dem Beschwerden wegen 
Verletzung des Ausgleichs hät ten unterbrei te t werden können92 . 

Die Auslegung des Ausgleichsgesetzes führte zu ständigen Reibungen; 
zumal s t immten die Texte in ungarischer und kroatischer Sprache nicht 
völlig überein und der Ausgleich w u r d e — unwesentl ich — sechsmal 
geändert93 . 

Kroatischerseits wurden u. a. folgende Beschwerden angeführt : 
1. Die Bezeichnung der ungarischen Landesversammlung w a r nicht ein­
heitlich; einmal schrieb man in den Rechtsakten »gemeinsame ungarisch-
90 K m e t y S. 110. 
91 B e k s i c s S. 245—246. 
82 P e s e 1 j S. 179. 
93 P e s e 1 j S. 173. Selbst dies ermöglichte unterschiedliche Interpretatio­

nen. Vgl. József Bajza S. 20. Ferner: Die Einleitung zum Sammelband von 
L á s z l ó T ó t h . 
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kroatische Landesversammlung«, ein anderes Mal nur »ungarische Landes­
versammlung«94. Dies hing zweifelsohne damit zusammen, daß die kroa­
tischen Mitglieder der ungarischen Landesversammlung lediglich in den 
gemeinsamen Angelegenheiten mitwirken durften. 1868—70 erschienen 
die gemeinsamen Gesetze als die von der »ungarisch-kroatischen Landes­
versammlung« erlassenen Rechtsakte; von 1871 an nannte sich das Pester 
Parlament nur »ungarische Landesversammlung«, obwohl sie in den 
gemeinsamen Angelegenheiten auch ein gemeinsames Organ beider Länder 
war und in dieser Eigenschaft auch gemeinsame Gesetze verabschiedete 
(Art. 31, Ga. 30/1868). 

2. Auch der rechtliche Charakter der gemeinsamen Gesetze war 
umstritten. Man hätte bei der Formulierung dieser Gesetze und jener, 
welche nur für Ungarn galten, unterscheiden müssen, was aber meistens 
nicht getan wurde. In einigen gemeinsamen Gesetzen wurde Kroatien-
Slawonien als »Schwesterkönigreiche« und nicht als »regna slocia«, als 
Mitländer angeführt. Die gemeinsamen Gesetze und Verordnungen hätten 
auch kroatisch veröffentlicht werden müssen. Im Amtsblatt des Finanz­
ministeriums (Pénzügyi Közlöny) wurden aber die Verordnungen, welche 
auch Kroatien betrafen, nur in ungarischer Sprache mitgeteilt. Die 
Gesetzentwürfe und -vorlagen der »gemeinsamen Regierung« in Buda­
pest in gemeinsamen Angelegenheiten hätten auch kroatisch unterbreitet 
werden müssen, was aber nicht getan wurde. 

3. Alle Staatsverträge hatten das Gepräge der Staatseinheit und nicht 
jenes der Staatengemeinschaft, wie im Ausgleichsgesetz vorgesehen. Das 
gemeinsame Budget wurde vom nichtgemeinsamen ungarischen Budget 
nicht abgesondert und bei den Verhandlungen in der Landesversammlung 
zu Pest wurden die gemeinsamen Agenden von den nichtgemeinsamen 
nicht getrennt. 

4. Die gemeinsamen Angelegenheiten wurden in Pest mit einfacher 
Majorität erledigt, was dem Versprechen der ungarischen Landes Ver­
sammlung von 1861 widersprach: »Was Kroatien betrifft, verlangen wir 
nicht, daß unser numerisches Übergewicht der geringeren Anzahl ihrer 
Repräsentanten gegenüber die etwa von ihnen vorzutragenden Forde­
rungen und Bedingungen entscheiden solle . . ,«95. 

5. Staats- und Handelsverträge wurden im Ausgleichsgesetz (Art. 9) 
als gemeinsam bezeichnet, dagegen sprachen die Verträge über Gesetze 
und Gerichte Ungarns, ohne auf die staatliche Gemeinschaft mit Kroatien 

Vgl. Zur Sanierung der Verletzungen des kroatisch-ungarischen Ausgleichs. 
Wien 1886, S. X—XI. 
Ausführlicher P l i v e r i c S. 206., 207. »... Kroatien besitzt sein eigenes 
Territorium, es nimmt eine gesonderte Stellung ein und war niemals in 
Ungarn einverleibt, sondern es stand in einem Verbände zu uns, es war 
unser Gefährte . . . Wenn demnach Kroatien als Land an unserer Gesetzgebung 
Theil nehmen will, wenn es sich mit uns über die Bedingungen ins Reine 
setzen wünscht, unter welchen es bereit ist, seine staatsrechtliche Stellung 
in eine Verbindung mit Ungarn zu bringen, wenn es in dieser Angelegen­
heit mit uns als Nation zu Nation in Beziehung treten will, dann werden wir 
dieses Anerbieten nicht zurückweisen ...« 
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Rücksicht genommen zu haben96. Sogar der König nennt sich in Gesetzen 
als »apostolischer König von Ungarn« und nicht »von Ungarn, Kroatien, 
Slawonien und Dalmatien«. Dagegen heißt es z. B. im. Art . 64 des Aus­
gleichsgesetzes: »Bei den durch die Länder der ungarischen Krone zu 
prägenden Münzen ist im königlichen Titel, König von Kroatien, Slawo­
nien und Dalmatien ' aufzunehmen«. Im Sinne des Art. 1 des Ausgleichs­
gesetzes hät te die staatliche Gemeinschaft Ungarns und Kroatiens auch 
gegenüber anderen Staaten zum Ausdruck gelangen müssen. Trotzdem 
ist aber in den Vert rägen n u r von »Österreich-Ungarn« die Rede. Der 
Agramer Staatsrechtstprofessor, Pliveric, hob kritisch hervor, daß der 
gemeinsame Außenminis ter der Monarchie immer nu r Österreich-unga­
risch genannt wird, obwohl in seinem Titel auch die Tatsache zur Geltung 
kommen müßte, daß er auch Kroat ien ver t ra t . Er habe in den gemein­
samen ungarisch-kroatischen Angelegenheiten als österreichisch-unga­
risch-kroatischer Minister amtiert97 . 

6. Die gemeinsame Landesversammlung in Budapest habe einen 
Finanz- und Verwaltungshof als rein ungarische Behörde errichtet, ob­
wohl die Kompetenzen dieser Behörde auch auf Kroat ien ausgedehnt 
worden sind. Auch in den Jahresber ichten des Hofes werde der selbstän­
digen Existenz Kroatiens keine Rechnung getragen. 

7. Kroatischerseits wurde auch Ga, 50/1879 über die ungarische Staats­
bürgerschaft beanstandet , weil dieses eine einheitliche und keine unga­
risch-kroatische Staatsbürgerschaft veranker t hat te . Dadurch entstand 
ein Gegensatz zum kroatischen Gemeindegesetz 1870, das von einer »kroa-
tisch-slawonisch-dalmatinischen Staatsbürgerschaft« sprach98. Kroat ien 
müsse nach kroatischer Auffassung eigene Staatsbürgerschaft haben99. 
Ungarischerseits wurde hingegen ständig betont, es gäbe nu r eine ein­
heitliche ungarische Staatsangehörigkeit , weshalb die vom kroatischen 
Banus vorgenommene Einbürgerung dem ungarischen Ministerpräsidenten 
zur Bestät igung unterbrei te t werden müsse100. 

96 Ebenda, S. 18. 
97 Ebenda, S. 111. 
98 Ebenda, S. 16. 
99 Ebenda, S. 55. 
100 N a g y S. 84. 

Kroatischerseits wurden noch folgende Verletzungen des Ausgleichs von 
Seiten Ungarns angeführt: 
Ga. 51/1875 sprach von »königlich-ungarischer Honvédschaft«, obwohl diese 
Angelegenheit zwischen Ungarn und Kroatien gemeinsam war, weshalb die 
Bezeichnung »königliche ungarisch-kroatische Honvédschaft« richtig gewesen 
wäre. Auch Ga. 16/1872 und 34/1883 bezeichneten die Offiziersschule »könig­
liche ungarische Ludovica-Akademie«, trotzdem die Verteidigung gemein­
sam war. 
Ga. 25/1878 errichtete die Österreichisch-Ungarische Bank, obwohl diese 
eine Österreichisch-Ungarisch-Kroatische Bank hätte sein müsen, da Fi­
nanzen und Bankwesen gemeinsam gewesen seinen. (Art. 8—9 des Ausgleichs­
gesetzes). In der Bankleitung wird auf Kroatien keine Rücksicht genommen, 
auf Banknoten sei die kroatische Sprache beseitigt. Das Überreinkommen 
mit der österreichischen Nationalbank wurde vom ungarischen und nicht 

* 
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Nachdem die Militärgrenze Ungarn bzw. Kroatien einverleibt wurde 
(zwischen 1871 und 1882), bestanden die Länder der Stephanskrone aus 
drei Teilen: »Ungarn-Siebenbürgen, Kroat ien-Slawonien-Dalmatien als 
»Mitländer« und Fiume, das als »corpus separatum« zu Ungarn gehörte101. 
Kroatien ist es 1868 gelungen, im Ausgleichsgesetz gewisse terri toriale 
Konzessionen Ungarn abzuringen, seine Terri torialforderungen auf Mu­
raköz und Fiume blieben aber unerfüllt. Dadurch war Fiume ein wei terer 
Zankapfel zwischen Ungarn und Kroatien102. Ungarischerseits wurde die 
Meinung vertreten, es sei ein jurist ischer Fehler gewesen, F iume als einen 
dr i t ten Teil der Stephanskrone anzusehen103. Ungarn verlangte den Zugang 
zum Meer und deshalb kamen die Auseinandersetzungen zwischen Buda­
pest und Agram auch in dieser Frage nicht zu einem Ruhepunkt . 

Schlußbetrachtung 

Zuasmmenfassend können wir Harold Steinacker Recht geben, der 
folgendes behauptete1 0 4 . Die ungarische Nationalitätenpolit ik sei ein 
Ausdruck des panischen Angstgefühls der Magyaren vor dem Untergang 
im slawischen Meer gewesen. Die Magyaren lebten dauernd im Gefühl 
des Bedrohtseins. Der anscheinend aggressive ungarische Nationalismus 

ungarisch-kroatischen Finanzminister abgeschlossen, ohne einen Hinweis 
auf die staatliche Gemeinschaft mit Kroatien. 
Art. 46 des Ausgleichsgesetzes ordnete an, daß die kroatische-slawonischen 
Abteilungen in den Zentralbehörden möglichst kroatisch-slawonisch-dalma-
tische Landesangehörige als Beamte ernennen sollen. Diese Bestimmung des 
Gesetzes sei in erster Zeit eingehalten worden, später aber nicht. 
Entsprechend den Art. 56—58 des Ausgleichsgesetzes ist die Amtssprache in 
Kroatien überall das Kroatische, auch in den gemeinsamen Behörden. Auf 
den Amtsschildern wurde jedoch auch die ungarische Sprache benutzt, die 
Aufschriften auf den Eisenbahnstationen seien kroatisch und ungarisch und 
nicht allein kroatisch angeführt worden usw. 
Vgl. Zur Sanierung der Verletzungen des kroatisch-ungarischen Ausgleichs 
und P l i v e r i c . 

101 Vgl. Ferdinándy S. 306. 
102 Fiume wurde von Maria Theresia 1779 in Ungarn als corpus separatum 

sacrae regni coronae adnexum einverleibt. Dies wurde im Ga. 4/1807 bestä­
tigt und der Gouverneur von Fiume erhielt in der Oberen Tafel einen Sitz, 
während der Ablegat von Fiume einen Sitz in der unteren Tafel hatte. Ga. 
27/1848 erklärte Fiume zu einem freien Distrikt, die Verwaltung des Neo-
absolutismus hat es Kroatien einverleibt, bis das Ausgleichsgesetz Ga. 
30/1868 (Art. 66) erneut die corpus separatum Bezeichnung akzeptierte. Im 
Sinne des zitierten Paragraphen hätte die Autonomie Fiumes von den De­
putationen der ungarischen Landesversammlung, des kroatischen Landtages 
und der Stadt Fiume geregelt werden müssen. Da die Verhandlungen aber 
erfolglos blieben, wurde 1870 ein Provisorium eingerichtet und an die 
Spitze des corpus separatum wurde ein, von der ungarischen Regierung er­
nannter Gouverneur gestellt. Als Amtssprache wurde das Ungarische de­
kretiert. Vgl. K e m é n y , Band 2. S. 710. 

103 K m e t y S. 131. Er bezeichnete die Übergabe ehemaliger ungarischer Ko-
mitate an der Drau an Kroatien durch den Ga. 30/1868 als einen »eigen­
mächtigen Verzicht auf ein altes Recht«. Ebenda, S. 144—145. 

104 S t e i n a c k e r S. 295. 
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war auch m. E. eher eine erbit terte, aber ganz falsche Defensive. Ungarn 
hat te zwei Wahlen: Unabhängigkei t von Österreich oder Partnerschaft 
mit ihm. Das Magyarentum hat sich für die erste entschieden, ohne jedoch 
einen Ausgleich mit den eigenen Nationali täten erreicht zu haben. Dies 
bedeutete das Ende Großungarns. 
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